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Bemerkung der Verlagshandlung, 



Durch mannigfache praktische Arbeiten, wie andere wissen- 
schaftliche Aufgaben war der Herr Verfasser verhindert, sein 
»Lehrbuch des deutschen Staatsrechtes« so schnell zu Ende zu füh- 
ren, wie dies anfangs beabsichtigt war. Vielen Anfragen gegen- 
über, welche wegen Fortsetzung dieses Lehrbuches an uns ergangen 
sind, freuen wir uns jetzt das abgeschlossene Werk vorlegen zu 
können, bemerken aber dabei, dass dasselbe in folgenden Lieferun- 
gen erschienen ist : 



Lieferung I Band I S. 1 — 308. 1880. 

Lieferung II Band I S. 308 — 514. 1881. 

Lieferung in Band I S. 514 — 690. 1881. 

Lieferung IV Band II. 1886. 

Das Manuscript der Lieferung IV ist im April 1885 an 
uns abgesandt. 

Der Herr Verfasser war daher nur im Stande, diejenigen Gesetze 
und literarischen Erscheinungen zu berücksichtigen, welche zur 
Zeit des Abschlusses jeder Lieferung bereits erlassen bez. veröffent- 
licht waren. 



Leipzig, den 21. December 1885. 



Die Verlagshandlung. 
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Zweites Buch. 

Das Reichsstaatsrecht 



Allgemeiner Theil. 

Vom deutschen Reiche überhaupt. 



§ 245. 

I. Staatsrechtliche Individualität des deutschen Reiches 2 . 
Nachdem wir oben (§ 25) die wesentlichen Merkmale des Bun- 
desstaatshegriffes festgestellt haben, ist es unsere Aufgabe zu unter- 
suchen, ob dieselben beim deutschen Reiche vorhanden sind: 

1) Das deutsche Reich ist, wie der norddeutsche Bund, aller- 

1 Literatur: Hermann Schulze, Einleitung in das deutsche Staats- 
recht. Zweite Ausgabe. Leipzig 18G7. S. 365 — 474. Derselbe, Die Krisis des 
deutschen Staatsrechts. Leipzig 1867. F. von Martitz, Betrachtungen über die 
Verfassung des norddeutschen Bundes. Leipzig 1868. Hiersemenzel, Die 
Verfassung des norddeutschen Bundes. Berlin 1867. Derselbe, Das Verfas- 
sungs- und Vcrwaltungsrecht des norddeutschen Bundes und des deutschen Zoll- 
und Handelsvcreines. 2 Bde. Berlin 1868 — 1870. Georg Meyer, Grundzüge 
des norddeutschen Bundesrechts. Leipzigl868. Fr. Thudichum, Verfassungs- 
recht des norddeutschen Bundes und des deutschen Zollvereins. Tübingen 1870. 
G. A. Grotefend, Das deutsche Staatsrecht der Gegenwart. Berlin 1869. S. 784 
— 812. Auerbach, Das neue deutsche Reich und seine Verfassung. Berlin 
1871. Hauser, Die Verfassung des deutschen Reiches. Nördlingen 1871. Rie- 
del, Die Reichsverfassungsurkunde vom 16. April 1871. Nördlingen 1871. 
G. Meyer, Staatsrechtliche Erörterungen über die deutsche Reichsverfassung. 
Leipzig 1872. L. v. Rönne, Das Verfassungsrecht des deutschen Reichs. Leip- 
zig 1872. Erschienen in zweiter Auflage unter dem Titel »Das Staatsrecht des 
deutschen Reiches». 2 Bde. Leipzig 1876 — 77. Jos. v. Held, Die Verfassung 
des deutschen Reiches, vom staatsrechtlichen Standpunkte aus betrachtet. Leip- 
zig 1872. Justus B. Westerkamp, Ueber die Reichsverfassung. Hannover 
1873. Max Seydel, Kommentar zur Verfassungsurkunde für das deutsche 
Reich. Würzburg 1873. R. v. Mohl, Das deutsche Reichsstaatsrecht. Tübingen 
1873. Otto Gierke, Das alte und das neue deutsche Reich. Ein Vortrag. Ber- 
H. Sc holze, Deutsches Staatsrecht. II. } 
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dings durch völkerrechtliche Verträge vorbereitet, welche darauf 
gerichtet waren, eine staatliche Gesammtexistenz für das in 
den Einzelstaaten enthaltene Volk zu begründen. Mit dem am 
1. Juli 1867 erfolgten Inslebentreten des norddeutschen Bundes sind 
die völkerrechtlichen Verträge durch Erfüllung erloschen; sie sind 
jetzt nur die geschichtliche Grundlage, nicht mehr das immanente, 
fortwirkende Princip des Gesammtstaates. »Wo die Verfassung 
beginnt, hört der Vertrag auf« 1 (H. A. Zachariä). 

2) Mit dem Inslebentreten eines solchen Gesammtstaates ist 
notliwendig eine wahre Staatsgewalt verbunden, welche ihre 
eigenen selbständigen Willeusorgane haben muss. Der 
staatliche Wille derselben fällt keineswegs zusammen mit dem zu- 
sammeuaddirten Willen der Einzelstaaten, während sich im blossen 
Staatenbunde das Wollen des Bundes mit dem Wollen aller Einzel- 
staaten deckt. Im deutschen Reiche würde kein übereinstimmender 
Beschluss aller Einzelregierungcn, selbst unter Zustimmung ihrer 
Landstäude, den Willen der Reichsstaatsgewalt ersetzen können, 
welcher nur durch ihre verfassungsmässigen Organe hergestellt wer- 
den kann. 

3) Das deutsche Reich umfasst nicht einzelne Aufgaben, wie 
der Staatenbund, etwa der deutsche Bund von 1815, sondern nimmt 
für sich den ganzen Staatszweck in Anspruch. Es ist nach den ein- 
leitenden Worten der Reichsverfassung errichtet: »zum Schutze des 

lin 1874. Albert Hänel, Studien zum Deutschen Staatsrechte. Erste Studie. 
Die vertragsmässigen Elemente der deutschen Rcichsverfassung. Leipzig 1873. 
II Th. 1 Heft. Die organisatorische Entwickelung der deutschen Reichsverfas- 
sung. 18S0. PaulLaband, Das Staatsrecht des deutschen Reiches. B. I. Tü- 
bingen 1876. B. II 1878 — 1883 (in 3 Abtheilungen). Derselbe, Das Staatsrecht 
des deutschen Reiches in Marquardscn’s Handbuch des öffentlichen Rechtes. 
B. II. Erster Halbband. Freiburg u. Tübingen 1883. Georg Meyer, Lehrbuch 
des deutschen Staatsrechtes. Leipzig 1878. Philipp Zorn, Das Staatsrecht 
des deutschen Reiches. B. I. Leipzig 1880. B. II. 1883. 

Als Materiensammlungen sind zu erwähnen: Glaser, Archiv des nord- 
deutschen Bundes. Berlin 1867. Koller, Archiv des norddeutschen Bundes und 
des Zollvereins. 5 Bde. 

Hauptsammelwerk von Materialien und monographischen Aufsätzen ist jetzt: 
A. Hirth, Annalen des norddeutschen Bundes, jetzt des deutschen Reiches, 
kurzweg als Annalen citirt. 

2 (siehe vorhergehende Seite.) Die Literatur über die Staatenverbindungen, 
besonders über Staatenbund und Bundesstaat, findet sich oben § 23 angegeben. 

1 Am besten drückte dies der Abgeordnete Miqufel am 19. März 1867 aus 
(Stenogr. Ber. S. 242): »Die Grundlage der Verfassung ist zwar ausdrücklich ein 
Vertrag gewesen, aber der Vertrag ging eben dahin, einen neuen Staat zu be- 
gründen, diesem Staate eine Verfassung zu geben und sieh dann dieser Verfas- 
sung zu unterwerfen«. 
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Vom deutschen Reiche überhaupt. 3 

Bundesgebietes und des innerhalb desselben gültigen Rechts, sowie 
zur Pflege der Wohlfahrt des deutschen Volkes«. Diese Worte 
haben, nach der richtigen Auffassung, zwar keinen unmittelbaren 
dispositiven Inhalt; sie sind nicht brauchbar für die praktische Ab- 
grenzung der Kompetenz zwischen Reich und Einzelstaaten Diese 
ist vielmehr durch Artikel 4 und andere Artikel der Reichsverfassung 
positiv bestimmt. Würden diese Worte als Gesetzesvorschrift ge- 
nommen, so würden sie den Einzelstaaten nichts übrig lassen und 
alles der Reichsgewalt zuweisen, denn es lässt sich überhaupt keine 
Thätigkeit des Staates denken, die nicht unter diese allgemeine 
Zweckbestimmung fiele. Dennoch sind diese Worte nicht ohne 
Bedeutung, um die rechtliche Natur des deutschen Reiches richtig 
zu würdigen. Wenn die Reichsverfassung auch die Absteckung der 
Kompetenzgrenzen im Einzelnen speciellen Bestimmungen über- 
weist, so erkennt sie doch, gerade durch diese so allgemeine Zweck- 
bestimmung, recht deutlich den Staatscharakter des Reiches an, 
welches grundsätzlich nicht auf einzelne Aufgaben beschränkt sein, 
sondern den Staatszweck in seiner Totalität umfassen soll. Inwie- 
weit sich die Reichsgewalt in dessen Verwirklichung mit den Ein- 
zelstaaten zu theilen hat, ist dagegen Sache der schon bestehenden 
speciellen Kompetenzbestimmungen und später noch zu erlassender 
kompetenzändemder Gesetze. 

4} Unzweifelhaft findet auch im deutschen Reiche eine solche 
verfassungsmässige Vertheilung der im einfachen Staate 
einheitlich zusammengefassten Staatsthätigkeit zwischen der Reichs- 
gewalt und der Staatsgewalt der Einzelstaaten statt, wie dies noth- 
wendig zum Wesen des Bundesstaates gehört. Trotz der weitgehen- 
den Zuständigkeit der Reichsgewalt bleibt den Einzelstaaten immer 
noch ein bedeutsamer staatlicher Wirkungskreis, ein Komplex von 
Hoheitsrechten, in deren Ausübung sie als selbständige Staaten er- 
scheinen. Obgleich der in anderen bundesstaatlichen Verfassungen 
ausgesprochene Satz, dass alle Hoheitsrechte, die der Centralgewalt 
nicht ausdrücklich übertragen sind, den Einzelstaaten verbleiben, 

1 Die richtige Ansicht hat besonders Be sei er ausgeführt in den Preuss. 
Jahrb. XXVIII. S. 186 ff., ebenso Zorn, B. I S. 43: »Diese Worte gehören juri- 
stisch gar nicht zur Verfassung ; sie enthalten nur gleichsam die Motive zu letzte- 
rer, sie geben eine historische Notiz über dasjenige Faktum, welches zur Aufrich- 
tung des neuen Staates und damit auch zur Verfassung geführt hat; sie bezeichnen 
zugleich in allgemeinen Redewendungen die Gesichtspunkte, von welchen die 
Kontrahenten der Verträge in Hinsicht auf das neu zu begründende Staatswesen 
geleitet waren« u. s. w. A. A. 0. B ähr in den Preuss. Jahrb. B. XXVIII S. 72ff. 

I* 
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in der Reichsverfassung nicht ausdrücklich ausgesprochen ist, so 
ist er doch selbstverständlich auch im deutschen Reiche Rechtens 1 . 
Die Einzelstaaten sind die ursprünglichen Faktoren des deutschen 
Reiches, welche in der von ihnen beschlossenen Reichsverfassung 
das an das Reich übertragen haben, was sie als Gegenstand ge- 
meinsamer Fürsorge betrachteten, das übrige aber ihrer eigenen 
Kompetenz vorbehielten. 

5) Die Reichsgewalt hat eine unmittelbare Beziehung zu dem 
deutschen Volke, d. h. zu den Bürgern der Einzelstaaten; sie übt 
über sie unmittelbar Herrschaftsrechte und diese haben wieder un- 
mittelbar Ansprüche an die Reichsgewalt, sie sind sämmtlich 
Reichsunmittelbare geworden. Die Reichsgesetze verbinden 
nicht bloss die Einzelstaaten, sondern die einzelnen Bürger als 
solche. Eine Verkündigung derselben durch die Landesobrigkeiten 
findet nicht statt oder ist wenigstens juristisch bedeutungslos. Der 
übergeordnete Charakter der Reichsgewalt zeigt sich darin, dass die 
Reichsgesetze den Landesgesetzen Vorgehen. Das Substrat der 
Korporation des deutschen Bundesstaates sind nicht bloss die 25 
Einzelstaaten, sondern die Deutschen im staatsrechtlichen Sinne. 
Dieser Dualismus der Bürgerrechte und Unterthanenpflichten ist 
eine nothwendige Konsequenz des Bundesstaatsbegriffes. 

Lassen sich somit am deutschen Reiche alle Merkmale des oben 
(§ 25) entwickelten Bundesstaatsbegriffes nachweisen, so ist damit 
im Allgemeinen sein staatsrechtlicher Charakter als Bundesstaat 
festgestellt. Es ist ein Staat, aber kein einfacher Staat, civitas sim- 
plex, sondern ein zusammengesetzter Staat, civitas composita, in der 
modernen Gestalt eines Bundesstaates. Der Begriff des Bundes- 
staats lässt aber der Individualität der einzelnen bundesstaatlichen 
Gebilde noch einen weiten Spielraum. Und gerade das deutsche 

1 Nordamerikanische Verfassung : »The powers not delcgated to the United 
States by the Constitution, nor prohibited by it to the States, are reserved to the 
States respectively or to the people«. Artikel 3 der Schweizerischen Bundesver- 
fassung : »Die Kantone sind souverän, soweit ihre Souveränetät nicht durch die 
Bundesverfassung beschränkt ist, und üben als solche alle Rechte aus, welche 
nicht der Bundesgewalt übertragen sind«. Entwurf der deutschen Reichsver- 
fassung vom 28. März 1849 Art. I § 5: »Die einzelnen deutschen Staaten behal- 
ten ihre Selbständigkeit, soweit dieselbe nicht durch die Reichsverfassung be- 
schränkt ist; sie haben alle staatlichen Hoheiten und Rechte, soweit diese nicht 
der Reichsgewalt ausdrücklich übertragen sind». Der Antrag des Abgeordneten 
Z a c h a r i ü , einen ähnlichen Artikel in die Verfassung des norddeutschen Bundes 
aufzunehmen (Stenogr. Ber. 1 8G7 S. 249), wurde abgelehnt, nicht weil man ihn 
für unrichtig, sondern weil man ihn für selbstverständlich und somit für über- 
flüssig hielt. 
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Reich weicht von der herkömmlichen Schablone des Bundesstaates 
bedeutsam ab, ohne dass ihm ein wesentliches Merkmal des bundes- 
staatlichen Begriffes abgeht. Der Bundesstaat ist, wie wir gesehen, 
ein Erzeugniss des nordamerikanischen Staatslebens. In der Ver- 
fassung der Vereinigten Staaten von 1789 hat er seinen ersten Aus- 
druck gefunden; die Schweiz hat 1848 das amerikanische Vorbild 
kopirt. Auch der Entwurf einer deutschen Reichsverfassung vom 
29. März 1849 stand demselben ziemlich nahe. Die gegenwärtige 
Reichsverfassung hat dagegen den Bundesstaatsbegriff den ge- 
schichtlich gewordenen Zuständen und den Machtverhältnissen 
Deutschlands in höchst origineller Weise anzupassen verstanden; 
sie fand bei ihrer Gründung zwei Faktoren vor, welche Nordamerika 
und der Schweiz völlig fremd waren, aber die vollste Berücksichti- 
gung erheischten. Dies war einerseits der monarchische Cha- 
rakter der bei weitem meisten deutschen Einzelstaaten; es musste 
der persönlichen Stellung der Fürsten Rechnung getragen werden, 
wie dies in der eigenartigen Institution des Bundesrathes ge- 
schehen ist. Andrerseits musste die überwiegende Machtstellung 
des preussischen Staates auch staatsrechtlich zum entsprechenden 
Ausdrucke gebracht werden. Wollte man die Reichsgewalt nicht 
in die Luft bauen, so musste man sie in ihren wichtigsten Funk- 
tionen mit der Staatsgewalt des bei weitem mächtigsten Einzelstaates 
organisch verbinden. Dies ist geschehen durch das mit der Krone 
Preussen untrennbar verbundene Bundespräsidium, welches 
jetzt erst im deutschen Kaiserthum seinen adäquaten Ausdruck 
gefunden hat. Wie im Bundesrathe der monarchischen Stellung 
der Fürsten in den Einzelstaaten Rechnung getragen ist, so ist durch 
das Kaiserthum ein monarchisches Element in die Gesammtver- 
fassung hineingetragen, welches uns berechtigt, den deutschen Bun- 
desstaat als Reich zu bezeichnen. 

Bei dieser ganz eigenartigen Gestaltung des deutschen Bundes- 
staates hat die Theorie sich oft zu sehr durch die fremdartigen 
Typen der beiden genannten republikanischen Bundesstaaten be- 
einflussen lassen, welche zwar unter die gemeinsame Theorie des 
Bundesstaates fallen, aber doch auf ganz anderem geschichtlichen 
Boden erwachsen sind. Das deutsche Reich will vielmehr aus der 
deutschen Geschichte heraus verstanden werden. Seine Verfassung 
wollte sich, wie der erhabene Neubegründer des Reiches bei der 
Eröffnung des Reichstages am 23. Februar 1867 betonte, »an ge- 
wohnte frühere Verhältnisse anschliessen«. 
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Vielfach ist die Anknüpfung an die Institutionen des deutschen 
Bandes nicht zu verkennen. So manche Reminiscenzen des öffent- 
lichen Rechts des deutschen Bundes wirken unverkennbar im heu- 
tigen Reichsrecht fort. Nur muss stets beachtet werden, dass der 
deutsche Bund ein völkerrechtlicher Verein war, während das 
deutsche Reich ein Bundesstaat mit allen Konsequenzen eines wah- 
ren Staatswesens ist. Ebenso lebt der Zollverein in verschiedenen 
Institutionen des deutschen Reiches fort. Einzelne Artikel der 
Reichsverfassung sind zum Theil wörtlich der preussischen Verfas- 
sung entnommen und finden in dieser ein wichtiges Auslegungs- 
mittel. Am stärksten tritt aber .^ie Analogie des heuti- 
gen deutschen Reiches mit dem älteren deutschen 
Reiche hervor 1 , welches demselben in seiner staatsrechtlichen 
Struktur als Staatenstaat viel näher stand, als der deutsche Bund. 
Wenn auch jede unmittelbare staatliche Kontinuität zwischen dem 
Reiche der Gegenwart und dem im Jahre 1806 aufgelösten Reiche 
in Abrede gestellt werden muss, so hat der in der Nation fortlehende 
Gedanke an »Kaiser und Reich« unverkennbar auf die Gestal- 
tung unserer heutigen staatsrechtlichen Zustände eingewirkt, wie man 
selbst an höchster Stelle mehrfach die »Wiederherstellung« von 
Kaiser und Reich betont hat. Wir werden daher stets bemüht sein, 
die geschichtlichen Fäden des heutigen Reichsstaatsrechts mit den 
älteren Phasen des deutschen Staatensystems, sowohl des deutschen 
Bundes, als des deutschen Reiches, soweit solche nachweisbar sind, 
zu verknüpfen, ohne in unnützen Antiquitätenkram zu verfallen. 

II. Das deutsche Reich und die Einzelstaaton 2 . 

§ 246. 

1) Gegenwärtiger Staatenbestand des deutschen Reiches. 

Die deutschen Staaten der Gegenwart sind aus den Territorien 
des älteren deutschen Reiches hervorgegangen, welche trotz ihrer 

1 Wenn wir diese augenfällige Uebereinstimmung der Institutionen des heu- 
tigen deutschen Reiches mit denen des älteren an geeigneter Stelle hervorheben, 
so verwahren wir uns zugleich dagegen, dass damit etwa eine Gleichstellung der 
Lebenskräfte gemeint sei, welche in den Einrichtungen von heute und denen von 
ehemals pulsircn. W ährend das Reich von heute in voller Jugendkraft strotzt, 
war das von ehemals, besonders seit dem westfälischen Frieden, unrettbar dem 
maiasmus senilis verfallen. Diese in den Zeit- und Lebensverhältnissen der 
Nation begründete Verschiedenheit der politischen Triebkräfte thut aber der 
Analogie der staatsrechtlichen Institutionen keinen Eintrag. 

2 Vor allem Laband, B. I § 10. Die Unterordnung der Einzelstaaten unter 
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Unterordnung unter die Reichsgewalt immer als Staaten betrach- 
tet und bezeichnet wurden. Von ihnen retteten 39 ihr Dasein in 
den deutschen Hund, dessen Mitgliederbestand bei seinem Ende 
(1866) 34 betrug (§ 80. S. 180). Durch den deutschen Krieg von 
1866 verloren Hannover, Kurhessen, Nassau, Holstein-Lauenburg 
und Frankfurt a. M. ihre staatliche Existenz; 22 deutsche Staaten 
traten in den norddeutschen Bund. Durch den Beitritt der drei 
süddeutschen Staaten ist die Zahl der Einzelstaaten des deutschen 
Reiches auf 25 gestiegen. Im Artikel 1 der Reichsverfassung sind 
die Staaten aufgezählt, welche gegenwärtig das deutsche Reich bil- 
den. Es sind dies die vier Königreiche : Preussen, Bayern, Sachsen 
und Württemberg, die sechs Grossherzogthümer : Baden, Hessen, 
Mecklenburg -Schwerin, Sachsen -Weimar, Mecklenburg-Strelitz, 
Oldenburg, die fünf Herzogthümer : Braunschweig, Sachsen-Mei- 
ningen, Sachsen-Altenburg, Sachsen-Koburg-Gotha , Anhalt, die 
sieben Fürstenthümer: Schwarzburg-Rudolstadt, Schwarzburg-Son- 
dershausen, Waldeck, Reuss älterer Linie, Reuss jüngerer Linie, 
Schaumburg-Lippe, Lippe, die drei freien Städte : Lübeck, Bremen, 
Hamburg. Das Herzogthum Lauenburg, welches seit dem 13. 
Sept. 1865 mit der Krone Preussen in Personalunion vereinigt war, 
ist in Gemässheit des Gesetzes vom 23. Juni 1876 dem preussischen 
Staate einverleibt worden, sodass dessen besondere Aufführung in 
der Reichsverfassung nur noch eine historische Reminiscenz ist. 

Es fragt sich, ob gerade dieser bei der Gründung des deutschen 
Reiches vorhandene Bestand von 25 Staaten ein Verfassungssatz des 
deutschen Reiches ist, an welchem nur durch ein verfassungs- 
ändemdes Gesetz oder gar nur durch einen neuen Vertrag aller 
Einzelstaaten etwas verändert werden kann? Der Mitgliederbestand 
kann sich ändern durch Wegfall eines der bestehenden 25 Staaten 
oder durch Hinzutritt eines neuen Staates. Beide Fälle sind ge- 
trennt zu beantworten. 

I) Was zunächst den Wegfall eines Einzelstaates aus der 
Reihe der Gliederstaaten betrifft, so hat die Reichsverfassung jedem 
derselben eine Garantie wider jeden widerrechtlich gewaltsamen 
Angriff auf seine Existenz gegeben, mag derselbe von revolutionären 
Gewalten oder von anderen Mächten ausgehen. Aber auch die Auf- 
hebung eines Einzelstaates wider seinen Willen durch das Reich 



das Reich. § 11. Die Rechte der Einzelstaaten. § 12. Die Existenz der Einzel- 
staaten. Zorn, B. I § 5. Die Einzelstaaten. S. 77 — 98. 
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wäre ein Rechtsbruch, der alle Grundlagen der Reichsverfassung in 
Frage stellen würde, wenn sich ein solcher Akt auch äusserlich in 
die Form eines Reichsgesetzes kleiden würde 1 . Ebensowenig ist 
die Reichsgewalt berechtigt, einen Einzelstaat vom Reiche auszu- 
schliessen, wie auch keinem Staate der Austritt aus dem Reiche 
freisteht. 

Anders liegt die Frage, wo es sich um eine rechtmässige 
Aufhebung oder Verschmelzung eines der 25 Einzelstaaten handelt. 
Die Thronfolgerechte der deutschen Fürsten, welche keineswegs 
durch die Reichsverfassung aufgehoben sind, können zu einer sol- 
chen Vereinigung verschiedener Staaten unter Einem Herrscher 
führen, während eine Theilung der deutschen Staaten aus fürsten- 
rechtlichen Gründen nach neuerem Staatsrechte unbedingt ausge- 
schlossen ist (S. 233). Würde z. B. eine der beiden mecklenburgi- 
schen Linien erlöschen, so würden die beiden Grossherzogthümer 
unter Einem Herrscher vereinigt; eben solche Verbindungen von 
jetzt bestehenden Einzelstaaten könnten in den stammverwandten 
Häusern Sachsen, Reuss, Schwarzburg eintreten. Nach der richti- 
gen Ansicht hat die Reichsgewalt bei solchen Ereignissen kein Wort 
mitzureden, nicht einmal eine nachträgliche Genehmigung zu er- 
theilen, da sie sich ganz innerhalb der landes verfassungsmässigen 
Grundsätze abwickeln. Nur über die Rückwirkungen solcher 
Ereignisse auf das Reichsrecht hat die Reichsgewalt unter Umstän- 
den mitzusprechen. Es kommt dabei alles auf die Art der Vereini- 
gung der mehreren, bis jetzt ganz für sich bestehenden Staaten an. 
Gar keinen Einfluss auf die reichsrechtlichen Verhältnisse hat eine 
neu entstehende Personalunion mehrerer Einzelstaaten, da dabei 
die staatsrechtliche Individualität der Staaten unverändert fortbe- 
steht (S. 41). Würde z. B. der Grossherzog von Sachsen- Weimar, 
nach Erlöschen der albertinischen Linie, König von Sachsen werden, 
so würde ein solches Ereigniss auf die Reichsverfassung gar nicht 
zurückwirken, wenn beide Staaten in ihrer Selbständigkeit erhalten 
würden. Derselbe Fürst würde als König von Sachsen 4, als Gross- 
herzog von Sachsen-Weimar Eine Stimme führen. Ganz anders läge 
die Sache, wenn unter Zustimmung der verfassungsmässigen Organe 
aus dem Königreich Sachsen und dem Grossherzogthum Weimar 

1 So war auch im älteren deutschen Reiche die Aufhebung der geistlichen 
Staaten und der meisten freien Reichsstädte ein revolutionärer Gewaltakt, wel- 
cher sich nur äusserlich in die Form eines Reichsgesetzes, den Reichsschluss 
vom 27. April 1803, hüllte. 
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Ein Staat gebildet werden sollte. Dass die Stimme des einverleibten 
Staates ipso jure auf den ein verleibenden überginge, lässt sich mit 
Laband nicht behaupten. Die Stimmrechte haben heut zu Tage 
nicht den rein territorialen Charakter, wie zur Zeit des älteren 
Reiches, wo sie auf das Territorium »gegrundfestigt« waren 1 , sondern 
sind Staatenstimmen, welche die Existenz eines selbständigen 
Staates voraussetzen, die aber mit der Einverleibung verloren geht. 
Es kommt hier nicht die Analogie des früheren Reichsrechtes, son- 
dern die des ehemaligen Bundesrechts zur Anwendung. Es hing 
nach Artikel 16 der Wiener Schluss-Akte: »wenn die Besitzun- 
gen eines souveränen deutschen Hauses durch Erbfolge auf ein 
anderes übergehen, von der Gesammtheit des Bundes ab, ob und in- 
wiefern die auf jenen Besitzungen haftenden Stimmen dem neuen 
Besitzer beigelegt werden sollen«. Dies würde auch heut zu Tage 
bei Einverleibung eines Einzelstaates in den anderen als Grundsatz 
gelten, während die Bundespflichten in der regelmässigen Weise 
von dem Erwerber weiter erfüllt werden müssten, bis eine aus- 
drückliche Neuordnung durch die Reichsgewalt stattgefunden hätte. 
Was hier von der Verbindung mehrerer Staaten in Folge fürstlicher 
Thronfolgerechte gesagt ist, muss auch gelten, wenn ein Staat, 
unter Zustimmung aller verfassungsmässigen Faktoren, beschliessen 
sollte, seine staatliche Selbständigkeit aufzugeben und in einen 
anderen deutschen Staat aufzugehen. Während so eine frei- 
willige, in verfassungsmässiger Form erfolgte Abtretung der Lan- 
deshoheit ohne Zustimmung der Reichsgewalt zu Gunsten eines 
mitverbündeten deutschen Staates geschehen kann, kann die 
freiwillige Abtretung eines Bundesstaates oder eines Theiles des- 
selben an einen auswärtigen Staat ohne Zustimmung der Reichsge- 
walt nicht erfolgen, auch wenn letzterer sich zur Uebemahme der 
Bundespflichten erbieten sollte. Obgleich Artikel 5 der Wiener 
Schluss- Akte : »Sämmtliche Bundesglieder verpflichten sich gegen- 
seitig dahin, dass sie eine etwaige freiwillige Abtretung ihrer 
auf einem Bundesgebiete haftenden Souveränetätsrechte ohne Zu- 
stimmung der Gesammtheit nur zu Gunsten eines Mitverbündeten 
vornehmen wollen«, trotz eines dahin gehenden Antrages des Ab- 
geordneten von Carlo witz, nicht in die Verfassung aufgenommen 
wurde, so muss doch, bei der fortbestehenden ratio legis desselben, 



1 K.. L. Aegidi, Der Füretenrath nach dem Lüneviller Frieden. Berlin 
1853. 
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sein Inhalt mit zwingender Nothwendigkeit. als fortgeltend ange- 
sehen werden, besonders da der heutige Mitgliederverband ein viel 
innigerer ist, als der zu Zeiten des deutschen Bundes. Freilich 
schützt dieser Artikel nur gegen freiwillige Abtretungen, nicht gegen 
Fi rwerb ungen, welche durch das bestehende Thronfolgerecht 
herbeigeführt werden. 

2) Die Aufnahme eines bis jetzt noch nicht zum Reiche ge- 
hörigen Staates als Bundesglied ist zulässig, ohne dass »durch diesen 
Zutritt eines neuen Bundesgliedes die Gründung eines neuen Staa- 
tes erfolgt« oder dass dieser Accessionsvertrag etwa dahin lautet: 
»dass die Kontrahenten in einen neu zu bildenden Staat eintreten 
wollen«, wie Zorn unter Hereinziehung des Gesellsehaftsprincips, 
aber unter Verkennung des staatlichen Charakters des deutschen 
Reiches, behauptet. Durch Zutritt eines neuen Mitgliedes wird 
kein neuer Staat begründet, sondern nur eine Verfassungsänderung 
in dem in Artikel 1 festgestellten Mitgliederbestände vorgenommen, 
daher die Nothwendigkeit eines Reichsschlusses nach Artikel 78 
Absatz 1 der Reichsverfassung. In dieser Weise ist denn auch Ar- 
tikel t der Reichsverfassung bereits abgeändert worden durch das 
Gesetz betreffend die Vereinigung von Eisass und Lothringen mit 
dem deutschen Reiche, vom !). Juni 1871. § 1 dieses Gesetzes lau- 
tet: »Die von Frankreich durch den Artikel 1 des Präliminarfriedens 
vom 26. Februar 1871 abgetretenen Gebiete Eisass und Lothringen 
werden, in der durch den Artikel l des Friedensvertrags vom 1 ü. 
Mai 1871 und dem dritten Zusatzartikel zu diesem Vertrage festge- 
stellten Begrenzung mit dem deutschen Reiche für immer verei- 
nigt«. Dass Eisass- Lothringen nicht als eigentlich selbständiges 
Bundesglied, sondern als sog. Reichsland aufgenommen wurde, 
kann hier keinen Unterschied machen. 

Die Reichsverfassung zählt im Eingänge, sowie im Artikel 6 
die im Jahre 1871 thatsächlich vorhandenen Einzelstaaten auf, sie 
sanktionirt aber nirgends einen Rechtssatz, dass gerade diese 25 
Mitglieder in ihrer staatsrechtlichen Individualität unverändert fort- 
bestehen müssten, noch schliesst sie die Möglichkeit aus, dass neue 
Mitglieder in den bestehenden Verband des deutschen Reiches auf- 
genommen werden können. (So besonders Lab and, gegen ihn 
Zorn a. a. O.) 



Jigilized by Google 




Vom deutschen Reiche überhaupt. 



11 



§ 247. 

2) Theilung der Staatsfunktionen zwischen dem Reiche und den Einzelstaaten. 

Theilung der Staatsfunktionen zwischen der Centralgewalt und 
der Staatsgewalt der Einzelstaaten ist ein wesentliches Merkmal 
jedes Bundesstaates. Wie dagegen diese Vertheil ung stattgefunden 
hat, ist eine Frage, welche nach dem konkreten Staatsrechte der 
verschiedenen Bundesstaaten beantwortet werden muss. Allgemeine 
Regeln lassen sich darüber nicht aufstellen. Auch im deutschen 
Reiche ist natürlich eine solche Feststellung der Kompetenzgrenzen 
durch die Reichsverfassung und später erlassene kompetenzerwei- 
temde Gesetze erfolgt. Ihre specielle Darlegung wird gegeben wer- 
den bei der Erörterung der einzelnen Funktionen der Reichsgewalt. 
Hier ist nur der allgemeine Gesichtspunkt festzustellen, wonach 
wir im Verhältnisse des Reiches zu den Einzelstaaten drei Kate- 
gorien der Staatsthätigkeit zu unterscheiden haben : 

1) Es giebt einzelne Gegenstände, wo das Reich die ganze 
staatliche Thätigkeit monopolisirt, wo es vorgeht, als ob Einzelstaa- 
ten neben und unter ihm gar nicht beständen, kurz wo es handelt, 
als ob es ein Einheitsstaat wäre. Hier nimmt es nicht nur Gesetz- 
gebung und Aufsicht, sondern auch die ganze Ausführung für sich 
in Anspruch. Hierher gehören die Marine, die auswärtigen Ange- 
legenheiten des Reiches, das Konsulatswesen im Auslande. 

2) Bei weitem zahlreicher sind die Gegenstände der Staats- 
thätigkeit, wo das Reich nur Gesetzgebung und Beaufsichtigung für 
sich in Anspruch nimmt, während die Ausführung der Gesetze . 
den Einzelstaaten überlassen ist. Hier verwaltet das Reich nicht 
selbst, sondern die Einzelstaaten haben nach Maassgabe der Reichs- 
gesetze zu verwalten. Hierher gehören bei weitem die meisten der 
der Kompetenz des Reiches in Artikel 4 der Reichsverfassung über- 
wiesenen Gegenstände. Durch die Reichsgesetze ist der freien Be- 
wegung der einzelstaatlichen Selbstverwaltung bald ein grösserer, 
bald ein kleinerer Spielraum gewährt. 

3) Bei der dritten Kategorie von Gegenständen kommen nur 
die Einzelstaaten, nicht das Reich in Betracht. Dahin gehören so- 
wohl die Angelegenheiten, welche überhaupt nicht der Gesetzes- 
kompetenz des Reiches unterliegen, als auch diejenigen, wo das 
Reich von seiner Gesetzgebungsbefugniss noch keinen Gebrauch 
gemacht hat, obgleich sie derselben durch Artikel 4 überwiesen 
sind. Hier haben die Einzelstaaten nicht nur die Selbstver- 
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waltung, sondern die Selbstgegesetzgebung. Diese Befugnisse 
sind nicht, wie Zorn behauptet, aus der Reichsgewalt abgeleitet, 
sondern stehen den Einzelstaaten ursprünglich und aus eigenem 
Rechte zu. Die Grenze dieser Kompetenzsphäre der Einzelstaaten ist 
entweder ausdrücklich durch die Reichsgesetzgebung gesteckt oder 
stillschweigend durch den Satz gegeben, dass alles, w r as nicht aus- 
drücklich zur Kompetenz des Reiches gezogen ist, den Einzelstaaten 
verblieben ist. In dem Umstande, dass es noch zahlreiche und 
wichtige Gebiete staatlicher Thätigkeit giebt, wo die Einzelstaaten 
aus eigenem, nicht abgeleitetem Recht, nach selbstgegebenen Ge- 
setzen, zu handeln berufen sind, ist es begründet, dass sie nicht bloss 
als Körper der Selbstverwaltung, sondern als Staaten mit einer 
relativen Unabhängigkeit zu betrachten sind. Gerade dadurch wird 
dem deutschen Reiche der Charakter eines zusammengesetzten Staa- 
tes aufgeprägt, welcher nicht bloss aus Provinzen oder Kommunal- 
verbänden, sondern aus Staaten besteht. 

§ 248. 

3) Gleichheit der Rechte und Pflichten der Einzelstaaten. 

Die Gliederstaaten des Reiches haben als solche gleiche Rechte 
und Pflichten ; sie nehmen vor allem durch das Organ des Bundes- 
rathes an der Willensbildung der Reichsgewalt theil. Durch diese 
grundsätzliche Gleichberechtigung wird aber nicht ausgeschlossen, 
dass dabei auch der Verschiedenheit der thatsächlichen Macht- und 
Grössenverhältnisse der Einzelstaaten Rechnung getragen wird. So 
. bei der Zumessung der Stimmberechtigung im Bundesrathe. Da- 
gegen haben alle Einzelstaaten für sich und ihre Angehörigen in 
gleicher Weise Anspruch auf Erfüllung derjenigen staatlichen 
Funktionen, welche das Reich übernommen hat, so auf Vertretung 
dem Auslande gegenüber, auf Rechtsschutz nach aussen und innen, 
auf militärische Vertheidigung. Den gleichen Rechten stehen 
grundsätzlich gleiche Pflichten gegenüber. Sämmtliche Einzelstaa- 
ten sind der Reichsgewalt gleiclimässig untergeordnet und derselben 
zu verfassungsmässigem Gehorsam verpflichtet. Der Reichsgewalt 
stehen zur Geltendmachung dieser Gehorsamspflichten gleichmässig 
auch Zwangsmittel zu Gebote. Nichterfüllung der Bundespflichten 
kann Bundesexekution’' herbeiführen, falls alle anderweitigen Mah- 
nungen zur Erfüllung dieser Pflichten fruchtlos bleiben. Ebenso 
findet in Betreff der militärischen und finanziellen Pflichten eine 
gleiche Verpflichtung der Einzelstaaten statt, wobei die qualitativ 
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gleiche Verpflichtung, ebensowenig wie bei der Berechtigung, die 
quantitative Verschiedenheit der Leistungen nicht ausschliesst. 
Stellung der Kontingente und Leistung der Matrikularbeiträge 
müssen stets nach gleichem Maassstab auferlegt werden. Was 
dem einen recht ist, ist dem andern billig. Sogen. Prägravationen 
sind grundsätzlich ausgeschlossen. Von dieser grundsätzlichen 
Gleichberechtigung machen die sogen. Sonderrechte eine Aus- 
nahme, welche nur einzelnen Bundesgliedern zukommen, nicht allen. 

§ 249. 

4) Sonderrechte der Einzelztaaten*. 

Wir bezeichnen diejenigen Rechte, welche nur einzelnen 
Bundesstaaten, nicht allen, im Verhältnisse zur Gesammt- 
heit zukommen, mit dem Namen »der Sonderrechte«. Die- 
selben zerfallen in zwei Gattungen, die wir als positive und nega- 
tive Sonderrechte bezeichnen können. Die ersteren bestehen darin, 
dass einzelnen Staaten ein über das Durchschnittsmaass liinaus- 
gehender Antheil an der Mitbestimmung des Reichswillens, eine 
weitergehende Betheiligung am Reichsregiment eingeräumt ist, als 
den übrigen nach der allgemeinen Rechtsregel zusteht, während die 
negativen Sonderrechte darin bestehen, dass die Reichsgewalt, ge- 
wissen Einzelstaaten gegenüber, in der Ausübung ihrer Hoheits- 
rechte beschränkt ist, dass sie sich auf gewisse Gegenstände nicht 
erstreckt, welche den anderen Staaten gegenüber zur Zuständigkeit 
der Reichsgewalt gerechnet werden. Nur auf letztere Klasse passt, 
was Laband als Merkmal aller Sonderrechte angiebt, »dass sie auf 
Nichtanwendung der verfassungs- und gesetzmässigen Princi- 
pien beruhen«. Zorn bezeichnet sie daher treffend auch als Aus- 
nahmerechte, während man sie gewöhnlich Reservatrechte 
nennt. Die erste Klasse begründet dagegen keine Ausnahmerechte ; 
sondern diese positiven Sonderrechte bilden vielmehr ein noth- 
wendiges Glied im Organismus der Reichsverfassung, sie sind orga- 
nischer Natur und nichts weniger als Anomalie, so z. B. das einzig 
dastehende Recht des Einzelstaates Preussen auf das Bundespräsi- 
dium, jetzt das Kaiserthum, welches das wichtigste Fundament des 
ganzen Reichsgebäudes ist. 

1 Laband, Staatsr. B. I S. 1 13 ff. G. Meyer, § 164 S. 419ff. Zorn, §5 
S. 81 fl'. Hänel, Die vertragsmässigen Elemente. 8. 207 ff. Laband, Der Be- 
griff der Sonderrechte nach deutschem Reichsrecht. Annalen des deutschen 
Reiches 1874. 8. 1487 ff. E. Löning, Die Sonderrechte der deutschen Staaten 
und die Reichsverfassung. Annalen 1875. 8. 337 ff. 
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Zu den Sonderrechten erster Klasse gehören: 

t) Die eben erwähnten Präsidialrechte der Krone oder des 
Einzelstaates Preussen. 

2) Das Recht Bayerns auf 6 Stimmen im Bundesrathe, wäh- 
rend diesem Staate sonst nach der allgemeinen Regel nur 4 Stim- 
men zukommen würden. Da sonst die Stimmenvertlieilung 
im Bundesrathe auf einem allgemeinen Princip beruht, wie 
unten näher ausgeführt werden wird, so kann dieselbe auch nicht 
zu den Sonderrechten der Einzelstaaten gerechnet werden, wie La- 
band gegen Löning richtig ausgefuhrt hat. 

3) Das Recht Bayerns und Württembergs auf einen ständigen 
Sitz im Bundesrathsausschuss für Landheer und Festungen (Reichs- 
verfassung Artikel 8. Württembergische Militär-Konvention § 1 5. 
Reichs Verfassung, Abschnitt XI. Schlusssatz). Thatsächlich 
dasselbe Recht steht Sachsen zu, aber es hat einen anderen staats- 
rechtlichen Charakter. 

4) Das Recht Bayerns, Württembergs und Sachsens auf einen 
Sitz im Bundesrathsausschuss für die auswärtigen Angelegenheiten, 
in welchem Bayern ausserdem zum ständigen Vorsitz berechtigt ist. 

5) Das Recht Bayerns auf den Vorsitz im Bundesrathe im Falle 
der Verhinderung Preussens (Bayerisches Schlussprotokoll IX). 

6) Das Recht Bayerns, dass seine Gesandten bevollmächtigt wer- 
den sollen, die Reichsgesandten in Verhinderungsfällen zu vertreten. 

Zu den Sonderrechten zweiter Klasse, den Ausnahme- oder 
Reservatrechten, gehören folgende: 

1) Das Recht Hamburgs und Bremens auf Exemtion von 
der Zollgesetzgebung des Reichs, als Freihäfen. (Ueber das Eigen- 
thümliche dieses Sonderrechts vgl. unten § 301. Anmerkung am 
Schlüsse) . 

2) Das Recht Badens auf Exemtion von der Reichsgesetz- 
gebung über Besteuerung des inländischen Bieres und Branntweins 
sowie Bezug der aus diesen Steuerquellen fliessenden Einnahmen 
(Reichsverfassung Artikel 35). ■ 

3) Folgende Exemtionen Württembergs: 

a) das gleiche Ausnahmerecht wie Baden; 

b) die Einrichtungen und Verwaltung des Post- und Telegra- 
phenwesens und die Einnahme der Post und Telegraphie sind 
Württemberg Vorbehalten. Ebenso der Erlass der reglementarischen 
und Tarifbestimmungen für den inneren Verkehr Württembergs, 
sowohl der Post als auch der Telegraphie ; desgleichen die vertrags- 
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massige Regelung des unmittelbaren Post- und Telegraphenver- 
kehrs Württembergs mit seinen dem Reiche nicht angehörenden 
Nachbarstaaten [Artikel 52 der Reichsverfassung). Auch sollen Be- 
stimmungen über neu zu konstituirende Vorrechte der Post für den 
inneren Verkehr Württembergs nur mit Zustimmung dieses Staates 
durch die Reichsgesetzgebung eingeführt werden (Schlussprotokoll 
vom 25. November 1870. III); 

c) theilweise Exemtion von der Reichseisenbahngesetzgebung 
nach Maassgabe des Schlussprotokolls Ziffer II. Reichsverfassung 
Artikel 45; 

d) die Bestimmungen der Reichsverfassung über das Reichs- 
kriegswesen (Abschnitt XI, Artikel 57 — 68) finden in Württemberg 
nur nach näherer Bestimmung der Militärkonvention vom 21/25. 
November 1870 Anwendung. 

4) Am reichsten mit Sonderrechten der zweiten Klasse ist 
Bayern bedacht: 

a) Hinsichtlich der Besteuerung des inländischen Branntweins 
und Bieres geniesst Bayern dieselbe Befreiung, wie Württemberg 
und Baden. Reichsverfassung Artikel 35, Absatz 2. Artikel 38; 

b) die Beaufsichtigung und Gesetzgebung des Reiches ist aus- 
geschlossen hinsichtlich der Ileimaths- und Niederlassungsverhält- 
nisse, wohin auch das Verehhchungs wesen in staatspolizeilicher und 
heimathreclitlicher Beziehung gehört (Reichsverfassung Artikel 4, 
Nr. 1. Schlussprotokoll vom 23. November 1870. Ziffer I) ; 

c) die Reichsgesetzgebung über die Immobiliarversicherung 
kann in Bayern nur mit Zustimmung der bayerischen Regierung in 
Kraft treten (Schlussprotokoll IV) ; 

d) die dem Reiche in den Artikeln 42 — 46 der Reichsverfäs- 
sung beigelegten Rechte hinsichtlich des Eisenbahnwesens haben 
für Bayern keine Geltung. Dem Reiche steht jedoch auch Bayern 
gegenüber das Recht zu, im Wege der Gesetzgebung einheitliche 
Normen für die Konstruktion und Ausrüstung der für die Landes- 
vertheidigung wichtigen Eisenbahnen aufzustellen ; 

e) hinsichtlich des Post- und Telegraphen wesens hat Bayern 
dasselbe Reservatrecht wie Württemberg, abgesehen von dem Vor- 
behalte Württembergs wegen der neu einzuführenden Vorrechte der 
Post (Reichsverfassung Artikel 52) ; 

f ) die sämmtlichen Bestimmungen der Reichskriegsverfassung, 
wie sie in Abschnitt XI der Reichsverfassung enthalten sind, kom- 
men in Bayern nur nach Maassgabe des Bündnissvertrages vom 
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23. November 1870 unter III § 5 zur Anwendung; insbesondere ist 
Bayern hinsichtlich seines Militäretats von den Vorschriften der 
Reichsverfassung Artikel 69, 71 und 72 in der Weise eximirt, dass 
dieselben nur nach Maassgabe der unter Nr. 4 genannten Vertrags- 
bestimmungen zur Anwendung kommen. 

Der gemeinsame juristische Charakter beider inhaltlich ver- 
schiedener Arten von Sonderrechten besteht darin, dass auf beide der 
Absatz 2 des Artikels 78 der Reichsverfassung Anwendung findet, 
welcher lautet: »Diejenigen Vorschriften der Reichs Ver- 
fassung, durch welche bestimmte Rechte einzelner 
Bundesstaaten in dem Verhältnisse zur Gesammtheit 
festgestellt sind, können nur mit Zustimmung des be- 
rechtigten Bundesstaates abgeändert werden«. 

Dieser vielbedeutende Satz war in der norddeutschen Bundes- 
verfassung nicht enthalten, er taucht zuerst in dem Vertrage zwi- 
schen dem norddeutschen Bunde, Baden und Hessen vom 15. Novem- 
ber 1870 auf und kehrt wieder in den Verträgen mit Bayern vom 
23. November 1870 und mit Württemberg vom 25. November 1870 
Aus diesen Verträgen ist er in die gegenwärtige Redaktion der 
Reichsverfassung übergegangen. Ueber Sinn, Tragweite und Um- 
fang des Satzes bestehen abweichende Ansichten. 

Vor allem muss derselbe im Zusammenhänge mit dem ersten 
Abschnitt des Artikels 78 aufgefasst werden, mit welchem dieser 
Satz absichtlich in Verbindung gesetzt worden ist. Absatz 1 besagt: 
»Veränderungen der Verfassung erfolgen im Wege 
der Gesetzgebung; sie gelten als abgelehnt, wenn 
sie im Bundesrathe 14 Stimmen gegen sich haben«. 
Dadurch ist jedeVerfassungsänderung ausdrücklich auf den Weg der 
Gesetzgebung verwiesen. Der frühere Streit 1 über die Berechti- 
gung einer Kompetenzerweiterung ist damit aus dem praktischen 
Staatsrechte verschwunden. Eine Erweiterung der Reichskompe- 
tenz bedarf keineswegs, wie eine frühere Doktrin behauptete, eines 

1 Zu Zeiten des norddeutschen Bundes erklärten sich gegen die sog. Kom- 
petenz-Kompetenz H. Bühlau, Kompetenz-Kompetenz? 1869. H. A. Zacha- 
riä, Die Verfassungsänderungen nach Artikel 78 der norddeutschen Bundes- 
verfassung. 1869. H. Bühlau, Replik zur Kompetenz-Kompetenz; für die 
Kompetenz-Kompetenz : die Kompetenz des norddeutschen Bundes aus Artikel 
78 der Bundesverfassung. Von einem Mitgliede des konstituirenden Reichstages. 
1870. Thudichum, Verfassungsrecht des norddeutschen Bundes. S. 34. von 
Martitz, Betrachtungen. S. 10. Hiersemenzel, Die Verfassung des nord- 
deutschen Bundes. S. 34. 
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neuen Vertragsschlusses unter allen Einzelstaaten ; sie ist nichts als 
eine Verfassungsänderung und kann durch ein verfassungsändern- 
des Gesetz bewirkt werden. Thatsächlich ist das Zustandekom- 
men eines solchen durch Artikel 78 sehr erschwert, indem schon 14 
Stimmen im Bundesratlie dasselbe unmöglich machen können, 
j uristiscli bleibt es aber doch ein Akt der Reichsgesetzgebung, zu 
welchem der Wille der gesetzgebenden Faktoren der Reichsgewalt 
ausreicht, zu welchem keine Zustimmung eines oder aller Einzel- 
staaten erforderlich ist. Nur für die Aufhebung oder Abänderung 
der sogen. Sonderrechte tritt zu dem Veto der 14 Stimmen im Bun- 
desrathe noch ein weiteres erschwerendes Moment, die Zustimmung 
des berechtigten Staates. Auch hier findet die Aufhebung des Son- 
derrechtes in Form der Gesetzgebung statt, nur dass zwei er- 
schwerende Momente hinzutreten : a) die verfassungsmässige Mehr- 
heit im Bundesratlie, bj die Zustimmung des betreffenden Staates, 
dessen Sonderrecht abgeändert oder aufgehoben werden soll. Letz- 
tere Vorschrift hat einen durchaus singulären Charakter; sie darf 
nicht, wie das von Laband geschieht, als ein selbstverständliches 
Princip aufgefasst und über den Wortlaut hinaus ausgedehnt wer- 
den. Singulär ist diese Vorschrift, weil sie mit dem Geiste der 
Reichsverfassung, d. h. mit dem staatlichen Charakter des Reiches 
und seinem souveränen Gesetzgebungsrecht, in Widerspruch steht. 
Analogien aus dem älteren deutschen Reichsstaatsrechte sind hier 
unbrauchbar, weil hier, in mittelaltriger Weise, privatrechtliche 
Momente in das Staatsrecht hereinspielten, ebensowenig darf aus 
dem deutschen Bundesrechte deducirt werden, dass ein solcher Satz 
selbstverständlich sei, weil der deutsche Bund ein Gesellschaftsver- 
hältniss souveräner, gleichberechtigter Staaten war, wo bei jeder 
Verfassungsänderung der Satz »melior est condicio prohibentis« zur 
Geltung kam ; am wenigsten aber darf aus dem privatrechtlichen 
Korporationsbegriff irgend eine Folgerung für die Allgemeingültig- 
keit eines solchen Princips gezogen werden. 

Diese Vorschrift darf aber auch nicht, wie dies von G. Meyer 
und Zorn geschieht, gegen den Wortlaut allzusehr beschrankt wer- 
den ; sie muss vielmehr nach einer richtigen grammatischen Aus- 
legung auf alle diejenigen Vorschriften der Reichsverfassung er- 
streckt werden, »durch welche bestimmte Rechte einzelner Bundes- 
staaten in dem Verhältnisse zur Gesammtheit festgestellt sind#. Es 
ist kein Grund vorhanden, warum diese Vorschrift nicht auch der 
ersten Klasse von Sonderrechten zu Gute kommen sollte, wodurch 

Schulze, Deutsches Staatsrecht. 11. 2 
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die Reichsverfassung gewissen einzelnen Staaten weitergehende 
Befugnisse in Bezug auf die Betheiligung am Reichsregiment bei- 
legt, als anderen. Auch hier sind es Befugnisse, welche die Verfas- 
sung »einzelnen« Staaten, nicht allen oder den einzelnen Staaten 
beilegt, sie beruhen nicht auf dem Principe der Gleichberechti- 
gung, sondern auf dem der Be vorzugung. Dahin gehören vor 
allem die Präsidialbefugnisse Preussens, die vom Princip abwei- 
chende grössere Stimmenzahl Bayerns, dessen Sitz und Vorsitz im 
Bundesrathsausschuss für Heerwesen und Festungen u. s. w. Nie- 
mals aber darf diese singuläre Vorschrift auf Befugnisse der Einzel- 
staaten ausgedehnt werden, welche nicht ausdrücklich in der Reichs- 
verfassung und den ihr gleichgestellten Verträgen anerkannt sind. 
»Rechte, welche nicht durch eine ausdrückliche Vorschrift der 
Reichsverfassung fest bestimmbar sind, stehen überhaupt nicht zur 
Frage« illänel). Das von La band angenommene Sonderrecht, 
dass keinem Einzelstaate eine grössere Belastung oder Beschränkung 
auferlegt werden dürfe, als den übrigen, ist unerweisbar, wie dies 
von Löning schlagend dargetlian ist. Allerdings ist es eine Billig- 
keitsrücksicht, dass alle Staaten, dem Reiche gegenüber, mit glei- 
chem Maassstabe gemessen werden und keinem eine Mehrbelastung 
angesonnen wird, ohne seine Zustimmung; aber wo das Reichswohl 
es unbedingt verlangt, dass es dennoch geschehe, wird kein Sonder- 
recht verletzt, kein Protest des betreffenden Einzelstaats begründet. 
Es ist auch nicht bloss eine Machtfrage, sondern eine Rechtspflicht, 
dass der Einzelstaat sich einer solchen Maassregel zu Gunsten der 
Gesammtheit unterwirft. Der Reichsgewalt stehen die Einzelstaaten 
eben so gegenüber, wie jeder Staatsgewalt die ihr unterworfenen 
Individuen und Korporationen ; sie soll die wohlerworbenen Rechte 
derselben achten und nicht in dieselben eingreifen. Wo aber das 
Gesammtwohl eine Veränderung oder Aufhebung wohlerworbener 
Rechte unbedingt erheischt, da bilden auch diese keine absolute 
Schranke für die Staatsgewalt. Nur fordert die Gerechtigkeit volle 
Entschädigung des Berechtigten. Wenn das Gesetz eine solche, wo sie 
möglich ist, nicht gewährt, so thut die Staatsgewalt materiell Un- 
recht; formell ist aber doch auch ein solches Gesetz rechtsbestän- 
dig und dem Verletzten steht kein Rechtsmittel gegen den Gesetz- 
geber zu. Ganz dasselbe gilt von dem Verhältnisse der Reichsgewalt 
zu den wohlerworbenen oder gesetzlich bestehenden Rechten der 
Einzelstaaten. »Jura singulorum« im Sinn des älteren Reichs- oder 
des deutschen Bundesrechtes existiren der souveränen Reichsgesetz- 
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gebung gegenüber nicht. Ein Reichsgesetz kann den Einzclstaateu 
auch die ihnen jetzt noch zustehenden Hoheitsrechte entziehen. 
Die einzige, aber auch völlig genügende Schutzwehr liegt in der 
Bestimmung des Artikels 78 Absatz 1 über Verfassungsänderungen, 
wozu auch Kompetenzerweiterungen gehören, die stets mit Kom- 
petenzbeschränkungen der Einzelstaaten verbunden sind. 

Dieser souveränen staatlichen Gesetzesgewalt des Reiches 
gegenüber machen nur die in Absatz 2 des Artikels 78 genau be- 
zeichneten Sonderrechte einzelner Staaten eine Ausnahme, welche 
nur durch Verzicht des sonderberechtigten Staates beseitigt wer- 
den können. Ein solcher Verzicht wird dadurch erklärt, dass die 
Stimme des berechtigten Staates sich unter der dem Gesetze zu- 
stimmenden Mehrheit der Stimmen im Bundesrathe befindet. Eine 
Zustimmung des Landtages des betreffenden Staates ist von Reichs- 
wegen nicht erforderlich. Dem Reiche gegenüber wird der 
Wille des Einzelstaates durch die Abgabe der Stimme des Bevoll- 
mächtigten im Bundesrathe dargethan ; wie die Instruktion des 
Bevollmächtigten zu Stande kommt, ist Sache des Landesstaats- 
rechtes. Das Reich ignorirt das Zustandekommen der Instruktion 
des Bevollmächtigten vollständig. Selbst eine mit Verletzung der 
Landesverfassung zu Stande gekommene Stimmabgabe ist nach 
Reichsrecht gültig, während allerdings das betreffende Ministerium 
für die Ertheilung der Instruktion der Landesvertretung nach Lan- 
desrecht verantwortlich bleibt, der Bevollmächtigte nach Staats- 
dienerrecht für eine instruktionswidrige Stimmabgabe zur Rechen- 
schaft gezogen werden kann. Sollte selbst ein Ministerium in diesem 
Falle wegen Verletzung landesrechtlicher Normen oder wegen Ge- 
fährdung von Staatsinteressen nachträglich verurtheilt werden, das 
mit seiner Zustimmung zu Stande gekommene Reichsgesetz ist un- 
anfechtbar und geht als solches allen Landesgesetzen vor. Diese 
Frage ist in den süddeutschen Landtagen eingehend behandelt wor- 
den. Ueberall haben die Regierungen einstimmig erklärt, dass 
die Zustimmung des betreffenden Bundesstaates durch 
seinen Bevollmächtigten im Bundesrathe ausgespro- 
chen wird, dessen Instruktion lediglich von seiner 
Regierung ausgeht. Verschiedene Versuche, das entgegenge- 
setzte Princip landesgesetzlich zu fixiren, wurden energisch zurück- 
gewiesen (vgl. hierüber Seydel, Kommentar S. 273ff.). 
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§ 250. 

III. Das Reichsgebiet 1 . 

Zum Begriffe des Staates gehört als nothwendiges Merkmal das 
Land, d. h. ein Theil der Erdoberfläche, welchen der betreffende 
Staat, mit Ausschluss aller fremden Staatsgewalten, staatlich be- 
herrscht. Wie das Volk, d. h. der Inbegriff der beherrschten Indi- 
viduen, die persönliche Grundlage des Staates ist , so ist das Land 
die dingliche (»Land und Leute« § 10 S. 16). Als Objekt der Staats- 
herrschaft bezeichnen wir diesen Theil der Erdoberfläche als das 
Gebiet eines Staates, Staatsgebiet, die auf dasselbe gerichtete 
Wirksamkeit der Staatsgewalt als Gebietshoheit. Es ist un- 
logisch , besondere Befugnisse und Ausflüsse dieser Gebietshoheit 
anzunehmen und daraus eine Reihe besonderer Iloheitsrechte zu 
machen. Die Gebietshoheit ist nichts anderes als die Staatsgewalt 
in ihrer räumlichen Begrenzung auf das ihr staatlich unterworfene 
Land. Wegen des ausschliesslichen Charakters der Staatsherr- 
schaft über das Land bezeichnet man dieselbe wohl auch als Eigen- 
thum, ohne dass man dabei irgendwie an privatrechtliches Eigen- 
tlium denkt. Diese Auffassung tritt besonders in allen völkerrecht- 
lichen Beziehungen hervor, wo sich die Staaten, als gleichberechtigte 
Subjekte, mit ihren geschlossenen Staatsgebieten gegenüberstehen. 
Alles, was sich in, unter, auf und über dem Staatsgebiete befindet, 
unterliegt auch der staatlichen Gebietshoheit: »Quicquid est in ter- 
ritorio, est etiam de territorio«. 

Da nun das deutsche Reich ein Staat ist, so muss es auch sein 
Staatsgebiet haben, über welches es seine Gebietshoheit ausübt. 
Diese wird aber durch den bundesstaatlichen Charakter des Reiches 
eigenthümlich modificirt. Das Reichsgebiet besteht aus den Staats- 
gebieten sämmtlicher Bundesstaaten. Das Reich übt über dieses 
Gesammtgebiet seine Gebietshoheit, soweit seine Zuständigkeit 
reicht ; jeder Einzelstaat hat aber ebenfalls die Gebietshoheit über 
sein Territorium innerhalb der ihm verbliebenen Kompetenz. 
Räumlich treffen die Gebietshoheit des Reiches und der Einzel- 
staaten in Betreff desselben Gebietes zusammen, sachlich oder 
inhaltlich sind sie geschieden durch die verfassungsmässig zwischen 



1 v. Gerber, Staatsr. §22. Laband, Staatär. §20. ZornI, S. OOff. G. 
Meyer, § 74. Pözl, Art. Staatsgebiet im Staatswürterbuch B. IX. S. 720 ff. 
Fricker, Vom Staatsgebiet. Tübingen 1867. 
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ihnen gezogene Kompetenzgrenze. Obgleich innerhalb des einheit- 
lichen Reichsgebietes von Inland und Ausland nicht mehr die Rede 
sein kann, so hat doch die einzelstaatliche Gebietshoheit ihre Be- 
deutung nicht verloren; wie ja auch innerhalb eines einfachen Staa- 
tes die Gemeinden und andere Körper der Selbstverwaltung gewisse 
Bezirke obrigkeitlich beherrschen, ohne dass dadurch die Gebiets- 
hoheit des Staates in Frage gestellt wird. 

Das Gebiet des heutigen deutschen Reiches ist durch Artikel 1 
der Reichsverfassung in der Weise festgestellt, dass dasselbe aus 
den Staatsgebieten seiner 25 Einzelstaaten besteht. Dazu sind die 
durch das Reichsgesetz vom 9. Juni 1871 betr. »die Vereinigung 
von Eisass und Lothringen mit dem deutschen Reiche« im Prälimi- 
narfrieden vom 26. Februar 1871 von Frankreich abgetretenen Ge- 
biete gekommen, welche einen Theil des Reichsgebietes ausmachen, 
ohne dass daneben eine einzelstaatliche Gebietshoheit besteht. Diese 
anomale Stellung der Reichslande wird in einem besonderen Ab- 
schnitte im Zusammenhänge erörtert werden. 

Das Gebiet des heutigen deutschen Reiches ist ex jure novo 
festgestellt, ohne jede Rücksichtnahme auf den Gebietsumfang des 
älteren deutschen Reiches und des deutschen Bundes. Das ältere 
deutsche Reich war in Betreff seines Umfangs und seiner Grenzen 
sehr unbestimmt (§27). Dasselbe erhob Ansprüche der weitgehend- 
sten Art auf fremde Königreiche und Lande und streifte die Remi- 
niscenzen des mittelaltrigen dominium mundi niemals ganz ab, war 
aber daheim, innerhalb Deutschlands selbst, nicht einmal seiner 
Gebietshoheit sicher. Die einzelnen Territorien sperrten sich so 
engherzig von einander ab, dass die grundsätzliche Einheit des 
Reichsgebietes praktisch fast nirgends zur Geltung kam. Der 
deutsche Bund nahm bei seiner Errichtung auf die ehemalige 
Reichszugehörigkeit der Landestheile Rücksicht, liess sich aber da- 
durch keineswegs allein bestimmen. Auch er stellte seinen Gebiets- 
umfang aus eigenem Rechte neu fest. Derselbe bestand aus den 
Gebieten der Einzelstaaten, die mit ihrem ganzen Staatsgebiete 
beitraten. Bei anderen Staaten, wie bei Oesterreich und Preussen, 
lagen besondere Erklärungen vor, welche ihrer Provinzen zum 
Bundesgebiete gezählt werden sollten. Zwei auswärtige Monarchen, 
die Könige von Dänemark und der Niederlande, besassen, als Bun- 
desfürsten, deutsche Lande, der erstere das Grossherzogthum Luxem- 
burg und das Herzogthum Limburg, der letztere die Herzogthümer 
Lauenburg und Holstein. Uebrigens kannte der deutsche Bund, als 
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völkerrechtlicher Verein souveräner Staaten, kein einheitliches 
Staatsgebiet, sondern bestand lediglich aus den Gebieten seiner 34 
Einzelstaaten. Als der deutsche Hund im Jahre 1866 rechtlich auf- 
gelöst war, hörte jeder Zusammenhang der einzelstaatlichen Gebiete 
von selbst auf. Der norddeutsche Bund konstituirte sein Staatsge- 
biet aus den Gebieten der 22 beitretenden Staaten, ganz unabhängig 
von dem Umfange des ehemaligen deutschen Bundes. Diesem 
gegenüber hatte der norddeutsche Bund Gewinn und Verlust zu 
verzeichnen. Sämmtliche österreichische Provinzen, die bis dahin 
zum deutschen Bunde gehört hatten, Luxemburg und Limburg, 
sowie das Fürstenthum Liechtenstein, blieben ausserhalb des Bun- 
des, ebenso die drei süddeutschen Staaten, Bayern, Württemberg 
und Baden. Hessen-Darmstadt trat nur mit seinen nördlich vom 
Main gelegenen Gebietstheilen hei. Dagegen wurden die preussi- 
schen Provinzen Ost- und Westpreussen, sowie das Grossherzog- 
thum Posen, ebenso Schleswig neu aufgenommen. Dem neuen 
deutschen Reiche traten am 1. Januar 1871 bei Bayern, Württem-' 
berg und Baden mit ihrem ganzen Gebiete, das Grossherzogthum 
Hessen jetzt auch mit seinen südlich vom Main gelegenen Gebiets- 
theilen. Am 9. Juni 1871 wurde auch Eisass und ein Theil von 
Lothringen einverleibt. Damit hat das deutsche Reich seinen terri- 
torialen Abschluss erreicht. Alle Ansprüche auf verloren gegangene 
Gebietstheile des älteren Reiches, die sog. avulsa imperii, sowie auf 
ehemalige Bundeslande, liegen ihm fern. 

Während sich in den inneren Verhältnissen die Gebiets- 
hoheit des Reiches und der Einzelstaaten mannigfach durchkreuzt, 
beschränkt und ergänzt, erscheint das Reichsgebiet, dem Auslande 
gegenüber, als eine geschlossene Einheit. Der Reichsgewalt stehen 
in dieser Beziehung alle Rechte zu, welche nach dem Völkerrechte 
der Staatsgewalt eines souveränen Einheitsstaates gegenüber zu- 
kommen. Vor allem hat das Reich allein den militärischen Schutz 
gegen Angriffe von aussen in die Hand genommen. Die geringste 
Verletzung eines einzelstaatlichen Gebietes durch eine auswärtige 
Macht ist Verletzung des Reichsgebietes, w r ofür das Reich völker- 
rechtliche Genugthuung zu fordern hat. Aber nicht bloss gegen 
Angriffe fremder Staaten, sondern auch gegen verbrecherische 
Unternehmungen Einzelner schützt die Reichsgewalt das Reichsge- 
biet. Nach Artikel 81 des Reichsstrafgesetzbuches wird als Hoch- 
verräther bestraft, »wer es unternimmt, das Bundesgebiet ganz oder 
theilweise einem fremden Staate einzuverleiben oder einen Theil 
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desselben vom Ganzen loszureissen«. Die speciellen Vorschriften 
der Reichsverfassung, welche sich auf den Schutz des Reichsge- 
bietes gegen äussere Angriffe und innere Störungen beziehen, wer- 
den zweckmässig hei den einzelnen Materien abgehandelt, so die 
Mobilmachung und kriegsbereite Aufstellung des Reichsheeres oder 
eines Truppentheils, die Anlegung von Festungen im Reichsgebiete, 
die Verhängung des Belagerungszustandes u. s. w. 



§251. 

IV. Die Reichsangehörigen 1 . 

Wie jeder Staat, so hat auch das deutsche Reich in Land und 
Volk seine dingliche und persönliche Grundlage. Die das 
Volk bildenden Individuen bezeichnen wir als Unterthanen, 
Staatsbürger, Staatsgenossen, Staatsangehörige. Das 
deutsche Reich, als wahrer Staat, zählt als Glieder nicht nur 25 
Einzelstaaten, sondern 45 Millionen Deutscher. Es hebt den Begriff 
des Staates auf, wenn man, wie Laband, das deutsche Reich als 
eine Korporation betrachtet, die wieder nur aus Korporationen be- 
steht fS. 45). Die unmittelbare Verbindung, die Hingebung zu Ge- 
horsam und Treue muss zwischen dem Staate und menschlichen 
Individuen stattfinden. Somit sind alle Deutschen in staatsrecht- 
lichem Sinne unmittelbare Unterthanen, Glieder, Genossen des 
Reiches. »Die Eigenschaft der Mitgliedschaft, des Substrates ist 
nicht ausschliesslich auf die Einzelstaaten beschränkt, sondern um- 
fasst auch die Unterthanen, insoweit sie unmittelbar der Reichsge- 
walt unterworfen sind* (Hänel). Dieser Begriff der Unterthanschaft 
wird aber dadurch eigenthümlich modificirt, dass das deutsche Reich 
kein einfacher, sondern ein zusammengesetzter Staat ist (§ 138. 
S. 348), in welchem die Staatsaufgabe theils durch die Centralge- 
walt, theils durch die Einzelstaaten gelöst wird. Nothwendige Folge 
davon ist für jeden Deutschen ein doppeltes Bürgerrecht, eine dop- 
pelte Staatsgenossenschaft. Dieser unleugbare Dualismus darf aber 
nicht so gedacht werden, als ob sich diese beiden Bürgerrechte in 
ganz getrennten Sphären bewegten. Wie die Staatsthätigkeit des 
Reiches aufs engste und mannigfachste mit der der Einzelstaaten 

' Lehrbuch. Ruch I. Kap. III. Lit § 136. Not. 1. v. Gerber, Grundz. 
§§15 — 17. Besonders Anl. II. Laband, I. §§13—19. v. Rönne, I. 99ff. G. 
M e y e r , Lehrb. §§ 75 — 79. S. 213 — 226. Seydel, Kommentar S. 43 ff. und bei 
Ilirth Ann. 1876? S. 135—179. Zorn I, Buch V. §§ 15-17. S. 252-295. 
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verschlungen ist, so greifen auch Reichsbürgerrecht unil Staats- 
biirgerrecht der Einzelstaaten in einander über. In manchen Bezie- 
hungen beherrscht das Reich seine Unterthanen unmittelbar und 
ausschliesslich, in andern nimmt es nur die Gesetzgebung und Ober- 
aufsicht in Anspruch und überlässt den Einzelstaaten die Ausfüh- 
rung und Verwaltung, in andern Beziehungen gebührt den Einzel- 
staaten nicht nur die Verwaltung, sondern auch die Gesetzgebung. 
Der scheinbar bedenkliche Keim zu Konflikten, welcher in diesem 
Dualismus des Bürgerrechts liegt, wird aber dadurch überwunden, 
dass das Reich in allen Beziehungen das endgültig entscheidende 
Wort zu sprechen hat. indem jedes Reichsgesetz ausnahmslos jedem 
Landesgesetz vorgeht, das Reich die souveräne Staatsgewalt in 
Deutschland ist. 

Das ältere deutsche Reich, als zusammengesetzter Staat, kannte 
zwar grundsätzlich ein Reichsbürgerrecht. Dasselbe war aber durch 
die Dazwischenschiebung der Territorialgewalten verkümmert und 
unentwickelt geblieben. Der deutsche Bund, als ein völkerrecht- 
licher Staaten verein , musste grundsätzlich ein Bürgerrecht vernei- 
nen, da man nur Bürger oder Unterthan eines Staates, niemals einer 
Staatenkonföderation sein kann. Der norddeutsche Bund, als ein 
Bundesstaat, brachte mit Nothwendigkeit auch den Begriff eines 
gemeinsamen Bürgerrechtes mit sich. Dasselbe war mit seiner 
staatsrechtlichen Begründung von selbst gegeben. 
Keineswegs darf es aber, wie Laban d näher ausführt, in Artikel 3 
der Reichsverfassung gefunden werden, welcher lautet : 1 »Für ganz 
Deutschland besteht ein gemeinsames Indigenat mit der Wirkung, 
dass der Angehörige (Unterthan, Staatsbürger) eines jeden Bundes- 
staates in jedem anderen Bundesstaate als Inländer zu behandeln und 
demgemäss zum festen Wohnsitz, zum Gewerbebetriebe, zu öffent- 
lichen Aemtern, zur Erwerbung von Grundstücken, zur Erlan- 
gung des Staatsbürgerrechtes undzum Genüsse aller sonstigen 
bürgerlichen Rechte unter denselben Voraussetzungen wie der Ein- 
heimische zuzulassen, auch in Betreff der Rechtsverfolgung und des 

1 Insofern hatte auch Braun-Wiesbaden Recht, als er im verfassungsgeben- 
den Reichstag (Stcnogr. Ber. S. 131) sich über Artikel 3 folgcndermaassen aus- 
sprach: »Das ist kein deutsches Indigenat, das ist eine Vergünstigung, wie man 
sie durch völkerrechtliche Verträge mit fremden Staaten stahilirt, aber von einem 
gemeinsamen Bürgerrecht ist es himmelweit verschieden.» Der Artikel selbst ist 
der Konstitution der Vereinigten Staaten nachgcbildet A. IV sect. 2 § 1 : »The 
citizens of cach state shall be entitled to all Privileges and immunities of citizcns 
in the several States.« 
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Rechtsschutzes demselben gleich zu behandeln ist. Kein Deutscher 
darf in der Ausübung dieser Befugniss durch die Obrigkeit seiner 
Heimath oder durch die Obrigkeit seiner Heimath oder durch die 
Obrigkeit eines andern Bundesstaates beschränkt werden.« 

Durch diesen Artikel war weiter nichts bestimmt, als dass die 
Angehörigen des einen deutschen Staates in keinem andern deut- 
schen Staate schlechter gestellt werden dürfen, als die eigenen An- 
gehörigen, dass alle Zurücksetzungen, welche die Landesgesetz- 
gebungen damals noch so vielfach über die Angehörigen anderer 
deutschen Staaten verhängten, unmittelbar und sogleich aufgehoben 
sind. Insofern gab dieser Artikel 3 nicht nur , wie einige wollten, 
eine blosse Direktive für die Gesetzgebung der Zukunft, sondern 
unmittelbar anwendbares Recht, welches eine Unmasse veralteter 
Bestimmungen sogleich beseitigte. Auf der andern Seite bildete 
derselbe aber auch eine Beschränkung für die zukünftige Landes- 
gesetzgebung , indem dieselbe niemals solche Zurücksetzungen neu 
einführen durfte. Dagegen bestanden alle die Beschränkungen un- 
verändert fort, welche den Staatsangehörigen ebenso gut betrafen, 
wie den Angehörigen anderer deutschen Staaten . In Ländern , wo 
die Freizügigkeit durch Einspruch der Gutsherrschaft und Gemeinde 
noch sehr beschränkt war, musste sich der Angehörige eines andern 
deutschen Staates diesen Beschränkungen ebenso gut unterwerfen, 
wie der Einheimische ; wo der Zunftzwang bestand, fesselte ihn die- 
ser ebenso , wie den Landesangehörigen. Erst nach und nach hat 
der wesentlich negative Inhalt des Artikel 3 dadurch positiven 
Gehalt gewonnen , dass die fortschreitende Reichsgesetzgebung die 
noch bestehenden Beschränkungen, welche den Einheimischen, wie 
den Angehörigen anderer deutschen Staaten gleichmässig trafen, 
immer mehr beseitigte, indem sie Gewerbefreiheit und Freizügig- 
keit einführten, indem sie den Rechtsschutz durch die grossen Justiz- 
gesetze einheitlich regelte. 

Durch diese gemeinrechtliche Regelung der wichtigsten 
Rechtsverhältnisse hat der Artikel 3 , welcher in die Partikularge- 
setzgebung einzugreifen bestimmt war, wesentlich an Bedeutung 
verloren. Keineswegs hat dieser Artikel 3 aber beabsichtigt, das 
Staatsbürgerrecht der Einzelstaaten als solches aufzuheben oder ganz 
in das Reichsbürgerrecht aufgehen zu lassen. Er giebt dem Ange- 
hörigen jedes deutschen Staats allerdings das Recht zur Erlangung 
des Staatsbürgerrechts in jedem andern deutschen Staate. Aber 
immerhin muss es selbständig erworben werden Es müssen gewisse 
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Voraussetzungen erfüllt werden, welche die Landesgesetzgebung 
feststellen kann ; nur darf sie den nicht landesangehörigen Deut- 
schen nicht anders behandeln als den Einheimischen. Besonders 
kann jeder Staat die aktiven staatsbürgerlichen Rechte landesgesetz- 
lich noch an bestimmte Bedingungen binden, z. B. Wahlrecht und 
Wahlfähigkeit an einen Census, an ein bestimmtes Alter u. s. w. 
Nur in einem Punkte hat die Reichsgesetzgebung in das Landes- 
recht eingegriffen und die Landesgesetzgebung beschränkt, nämlich 
durch das Gesetz vom 3. Juli 1869, wonach »die Ausübung der 
staatsbürgerlichen Rechte nirgends im Reiche abhängig gemacht 
werden darf von Voraussetzungen , welche sich auf das Religions- 
bekenntnis beziehen. Alle diese noch etwa bestehenden landesge- 
setzlichen Beschränkungen sind damit ohne weiteres aufgehoben 
und dürfen in Widerspruch mit diesem Gesetze nicht wieder einge- 
führt werden.« In dem bayerischen Schlussprotokolle Nr. II wurde 
ausdrücklich anerkannt: »dass unter der Gesetzgebungsgewalt des 
Bundes über Staatsbürgerrecht nur das Recht verstanden wer- 
den soll, die Bundes- und Staatsangehörigkeit zu regeln und den 
Grundsatz der politischen Gleichberechtigung aller Konfessionen 
durchzuführen, dass sich im Uebrigen diese Legislation nicht auf 
die Frage erstrecken soll, unter welchen Voraussetzungen 
jemand zur Ausübung politischer Rechte in einem Einzelstaate be- 
fugt sei.« In dem Fortbestände des aktiven Staatsbürgerrechts der 
Einzelstaaten zeigt sich recht deutlich, dass Deutschland kein Ein- 
heits-, sondern ein Bundesstaat ist. Der Satz des Artikel 3 , dass 
jeder Angehörige des deutschen Reichs in jedem Einzelstaate als 
Inländer zu behandeln oder vielmehr dem Inländer rechtlich gleich- 
zustellen ist, besagt keineswegs, dass jeder Reichsangehörige in 
jedem deutschen Staate , in welchem er sich aufhält , von Rechts- 
wegen Staatsbürger wird. Weder langjähriger Aufenthalt, noch 
Domieil gieht von selbst Staatsbürgerrecht. Der Bayer, der in Bres- 
lau, der Preusse, der in Dresden seinen Wohnsitz genommen hat, 
kann daselbst das Wahlrecht zum deutschen Reiche ausüben, kann 
aber nicht zum preussischen hez. zum sächsischen Landtage mit- 
wählen oder gewählt werden. Darin hat sich durchweg die fort- 
geltende Bedeutung des Staatshürgerrechtes der Einzelstaaten erhal- 
ten, während die Betheiligung an den Wahlen der Kommunalver- 
bäude auch den Angehörigen anderer deutschen Staaten hier und 
da eingeräumt wird. 

Das deutsche Reichsbürgerrecht kann nie selbständig erworben 
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werden oder verloren gehen. Es ist mit dem Erwerbe und Verluste 
des Staatsbiirgerrechtes im Einzelstaate untrennbar verbunden. 
Darum ist sein Erwerb und Verlust bereits im Landesstaatsrecht, 
nach Maassgabe des Gesetzes vom 1. Juni 1870, erörtert worden 
(§139. S. 349 ff.). Ebenso sind die Grundpflichten und Grund- 
rechte der Bürger vom Standpunkte des Reiches, wie der Einzel- 
staaten bereits oben abgehandelt worden, da hier, selbst in der Theo- 
rie, eine Scheidung undurchführbar oder wenigstens unzweckmässig 
sein würde. Hier mögen nur die Punkte noch eine besondere Er- 
wähnung finden, in welchen sich die staatliche Einheit Deutsch- 
lands, in Betreff aller Reichsangehörigen, besonders charakteristisch 
offenbart : 

1) Jeder Deutsche hat das Recht der Freizügigkeit im gan- 
zen deutschen Reiche. In dieser Beziehung wird zwischen Staats- 
angehörigen und nicht Staatsangehörigen Deutschen nicht mehr 
unterschieden. Deutschland erscheint in dieser Beziehung als ein 
einheitliches Staatsgebiet. Durch das Reichsgesetz vom 1 . Nov. 
1867 über die Freizügigkeit, sowie durch die Gewerbeordnung vom 
21. Juni 1869 und durch das Gesetz über den Unterstützungswohn- 
sitz vom 6. Juni 1870 hat dieser Grundsatz eine umfassende special- 
gesetzliche Durchführung erhalten. 

2) Kein Deutscher darf aus dem Reichsgebiete verwiesen wer- 
den, während die Ausweisung von Nichtdeutschen im Ermessen der 
Behörden steht, wenn eine solche im öffentlichen Interesse ge- 
boten ist. 

3) Kein Deutscher darf einer ausländischen Regierung jemals 
zur Verfolgung oder Bestrafung ausgeliefert werden. Verbrechen 
und Vergehen, welche Deutsche im Auslande begangen haben, wer- 
den in Deutschland bestraft , soweit das Reichsstrafgesetzbuch dies 
ausdrücklich vorschreibt. Ueber die Auslieferung von Ausländern 
wegen der im Auslande begangenen Verbrechen entscheiden die all- 
gemeinen völkerrechtlichen Grundsätze, insbesondere die Ausliefe- 
rungsverträge. Dagegen bildet das Reich, in Betreff der Rechtspflege, 
besonders der Strafverfolgung, eine volle staatliche Einheit. Hier 
wird gar nicht mehr zwischen den Angehörigen der Einzelstaaten 
unterschieden. (Vgl. das Kapitel von der Justiz.) 

4) Jeder Deutsche hat einen Anspruch auf den Rechtsschutz 
des Reiches im Inlande wie im Auslande. Zwar wird ersterer regel- 
mässig durch die Gerichte der Einzelstaaten gewährt, welche 
reichsgesetzlich organisirt, doch aber Landesbehörden geblieben 
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sind. Wo dieselben aber durch Verweigerung oder Verzögerung der 
Justiz ihre Schuldigkeit nicht erfüllen, hat jeder Deutsche das Recht, 
um Abhülfe bei der Reichsgewalt nachzusuchen. Artikel 77 Reichs- 
verfassung. Abgesehen von diesem ausnahmsweisen Hereingreifen 
der Reichsgewalt in die Rechtspflege der Einzelstaaten, übt das 
oberste Reichsgericht eine Kontrolle über alle Landesgerichte und 
giebt dadurch dem durch die Landesgerichte geübten Rechtsschutz 
eine höhere reichsgerichtliche Garantie. 

5) Ebenso bedeutsam erweist sich der Schutz, welchen das 
Reich allen seinen Angehörigen im Auslande gewährt. Reichsver- 
fassung Artikel 3 Absatz 6 : »Dem Auslande gegenüber haben alle 
Deutschen gleichmässig Anspruch auf den Schutz des Reiches.« 
Die deutschen Gesandten und Konsuln haben die Pflicht, allen 
Reichsangehörigen ihren Schutz in möglichst wirksamer Weise an- 
gedeihen zu lassen. Das Reich selbst hat für die Ansprüche seiner 
Unterthanen gegen auswärtige Regierungen und Private mit allen 
völkerrechtlichen Mitteln einzutreten, wenn es sich von deren Recht- 
mässigkeit überzeugt hat. Es kann zu diesem Zwecke sowohl von fried- 
lichen Mitteln, besonders diplomatischen Verhandlungen, wie von 
gelinderen und schärferen Zwangsmaassregeln Gehrauch machen. 
Gegenüber der vollständigen Schutzlosigkeit vergangner Jahrhun- 
derte erscheint es als der grossartigste Fortschritt, dass jeder Deut- 
sche jetzt stolz, wie der civis Romanus im Alterthum, wie der Eng- 
länder in der Neuzeit, am entferntesten Punkte der Erde, den Schutz 
seines mächtigen Nationalstaates anrufen kann, der ihm nie versagt 
werden wird, wo ihm das gute Recht zur Seite steht. 

§ 252. 

V. Staatsrechtliche Struktur der Reiohsgewalt im Allgemeinen. 

Seitdem die neuere Wissenschaft, der mittelaltrigen Patrimo- 
nialtheorie gegenüber, den bedeutsamen Fortschritt gemacht hat, 
den Staat als eine öffentlich-rechtliche Persönlichkeit zu be- 
greifen, ist auch der alte Streit über die entgegengesetzten Princi- 
pien derFürsten- und Volks souveränetät verschwunden, welche 
beide die Souveränetät ausserhalb des Staates selbst verlegten ;§ 1 5. 
M eine Einl. S. 160 — 181 . Jede Persönlichkeit muss einen Willen 
haben, welcher ihr nicht von aussen entgegengebracht, sondern aus 
ihr selbst erzeugt wird. Der Wille der Staatspersönlichkeit ist der 
Staatswille. Dass dieser nur im organischen Gemeinwesen des 
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Staates selbst, nicht in einer über oder ausser dem Staate stehenden 
Potenz ruhen kann, ist der Grundgedanke der allein richtig gedach- 
ten Theorie der Staatsso uveränetät. Damit wird der Staat 
nicht mehr als das Objekt, sondern als das Subjekt der Staats- 
gewalt gedacht. Da nun das deutsche Reich kein blosser Staaten- 
verein, sondern ein wahrer Staat ist, so steht die Reichsgewalt, 
die Souveränetät, die suprema potestas imperii, dem 
Reiche selbst, als ideellem Rechtssubjekt zu'. Aber jede 
juristische Person des öffentlichen, wie des privaten Rechtes bleibt 
ein Abstraktum, welches nicht von Natur wie der Mensch, die phy- 
sische Person, wollen kann, sondern einer Organisation, d. h. willens- 
fähiger Organe bedarf, welche für sie wollen und handeln. Solche 
Organe zu besitzen, ist die charakteristische Eigentümlichkeit 
jeder juristischen Person, also auch des Staates, mögen dieselben 
durch eine physische Person oder durch eine Kollektivpersönlich- 
keit dargestellt werden. Diesen Organen, als solchen, steht die 
Staatsgewalt nicht zu blosser Delegation, nicht bloss zur Handhabung 
oder Ausübung, sondern zu eigenem Rechte, wenn auch im 
Namen des Staates zu. In diesem Sinne muss auch das deutsche 
Reich, als Rechtssubjekt oder organisches Gemeinwesen, seine ver- 
fassungsmässigen Organe der Staatsgewalt haben. Die Reichsver- 
fassung besitzt deren zwei, den Kaiser und den Bundesrath. Es 
giebt eine schiefe Vorstellung von unserer Reichsverfassung, wenn 
man entweder bloss den Kaiser oder bloss den Bundesrath als un- 
mittelbares Organ der Staatsgewalt betrachtet. Der Kaiser ist nicht 
Monarch im Sinne des monarchischen Staatsrechtes der deutschen 
Einzelstaaten, aber er ist auch nicht bloss Beauftragter des Bundes- 
rathes oder der verbündeten Regierungen , nicht bloss höchster Be- 
amter, wie der Präsident einer Republik, sondern Mitträger der 
Reichssouveränetät aus eigenem Rechte. Dem Kaiser ge- 
bühren wesentliche Bestandtheile der Reichsgewalt, ohne welche eine 



1 Während das deutsche Territorialstaatsrecht ganz durch die Patrimonial- 
theorie beherrscht wurde, war der Gedanke der Staatssouveränetät auch im altern 
Reichsstaatsrechte durchgedrungen. Schon früh wurde der Kaiser als derj enigc 
angesehen, welcher des Reiches Rechte ausübte. Sachscnsp. III. 52. § 1 und 
54 §2. Putter instit. §129: »Immo proprietas jurium, quae vel a solo Caesare 
exercentur, peneB imperium est.« Man spricht nicht von kaiserlichen Lehen, 
sondern von Reich slehen (die Lehensherrlichkeit stand beim Reiche, der Kai- 
ser war nur prodominus) , nicht von einer kaiserlichen Stadt , sondern von einer 
Reichsstadt, oder man verband beides, z. B. kaiserliches und Reichs kammer- 
gericht, kaiserlicher Reichshofrath. § 68. Meine Einl. § 68. 
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Staatsgewalt gar nicht gedacht werden kann; diese sind ihm, ohne jede 
Ableitung von einer andern Person, unmittelbar durch die Reichsver- 
fassung übertragen. Neben dem Kaiser steht als zweites Organ der 
Bundesrath. Derselbe leitet seine Gewalt nicht vom Kaiser her, 
ist kein Ministerium desselben, sondern Mitträger der Souve- 
ränetät des Reiches. Diesen beiden Organen steht die Staats- 
gewalt des deutschen Reiches zu unmittelbarem , unabgeleitetem 
Rechte, in verfassungsmässiger Theilung, wenn auch mit verschie- 
denen Befugnissen zu. Eine solche Vertheilung der Staatsgewalt 
an mehrere Organe widerspricht der Einheit der Staatsgewalt nicht, 
indem dieselben auf ein verfassungsmässiges Zusammenwirken , auf 
ein organisches Ineinandergreifen angewiesen sind '. Selbstver- 
ständlich wird unter dem Bundesrathe nicht die Versammlung der 
zufällig gerade in Berlin anwesenden Bevollmächtigten, sondern ein 
aus einer Vielheit gebildetes einheitliches Kollegium , der Kollek- 
tivbegriff sämmtlicher Regierungen der Einzelstaaten verstanden. 
Der Reichstag dagegen ist nicht als Organ der Staatsgewalt, 
nicht als Mitträger der Souveränetät, sondern als Organ der 
Volksvertretung mit allerdings sehr wichtigen und einfluss- 
reichen Befugnissen anzusehen. Die Rechtsstellung dieser verschie- 
denen Organe, sowie das Zusammenwirken derselben zu einer ein- 
heitlichen Aktion, wird im speciellen Theile im Einzelnen dargestellt 
werden. 



Anme rku ng. 

In Betreff der staatsrechtlichen Struktur der Reichsgewalt weichen 
die Schriftsteller über deutsches Reichsstaatsrecht von einander ab. Die 
Mehrzahl derselben erklärt »die Gesammtheit der verbündeten 
Regierungen« für das Subjekt der Reichsgewalt; so besonders La- 
band, G. Meyer und Zorn; dagegen schreibt H. v. Treitschke 
dem Kaiser eine »wirklich monarchische Gewalt« zu (Preuss. 
Jahrb. Nov 1874 S. 538); nach L. v. Rönne kommt »in der Verfassung 

1 Auf dem gleichen Grundgedanken einer Theilung der Regierungsrechtc 
zwischen zwei Organen beruhte der Verfassungsentwurf des s.g. Dreikönigsbünd- 
nisses vom 29. Mai 1849, welcher nicht ohne Einfluss auf den Entwurf der norddeut- 
schen Bundesverfassung gewesen ist Die officiellcn Motive erläutern die Struktur 
der Reichsgewalt so : »Weder der Reichs Vorstand , noch das Fürstenkol- 
legium stellen für sich allein die Reichsregierung dar ; diese exist irt erst 
in der Verbind ung beider.« Am prägnantesten stellte sich dieser Dualismus 
der Organe in der alten Hamburger Verfassung von 1712 Art. 1 dar, wonach 
»io xvftiov oder das höchste Recht bei E.E. Rath und der Erbgesessenen Bürger- 
schaft inseparabili nexu, conjunctim und zusammen stehen soll.« iMeine Einl. 
§ t!0 S. 197). 
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des deutschen Reiches diejenige Auffassung zur Geltung, welche dem 
konstitutionellen V erfassungsrechte der monarchischen deutschen Ein- 
zelstaaten zu Grunde liegt. Die deutsche Reichsverfassung beruht mit- 
hin auf dem sog. monarchischen Princip in der richtigen Auffassung 
dieses Ausdruckes.« (Das Verfassungsrecht des deutschen Reiches. Leipz. 
1872. S. 29. Anm. 4). Keine dieser beiden Ansichten wird der eigen- 
tümlichen Natur des deutschen Reiches vollständig gerecht. Subjekt der 
Reichsgewalt ist das Reich selbst als staatsrechtliche Persönlichkeit, das- 
selbe besitzt aber zwei unmittelbare Organe oder Träger der Reichsgewalt 
in Kaiser und Bundesrath. Wir haben diese Ansicht gleich nach 
Gründung des norddeutschen Bundes (1867) ausgeführt, indem wir die 
Eigenart des neuen deutschen Bundesstaates darin erkannten , dass der 
wichtigste Theil der Centralgewalt dem Oberhaupt des mächtigsten Ein- 
zelstaates, als solchem, zu eigenem Rechte beigelegt ist. Die gleiche An- 
sicht hat dann F. v. Martitz in seiner Schrift (Betrachtungen über die 
Verfassung des norddeutschen Bundes S. 48) vertreten: »Der norddeutsche 
Bundesstaat hat sonach eine Theilung der Centralgewalt eintreten 
lassen. Für gewisse Angelegenheiten ruht sie bei der Gesammtheit der 
Bundesglieder und findet ihr Organ beim Bundesrathe, für andere ist sie 
bei der Präsidialmacht.« Dann hat sich O.Gierke in seinem höchst be- 
achtenswerthen Vortrage (Das alte und das neue deutsche Reich, 1874) in 
diesem Sinne ausgesprochen. Darauf habe ich diese Auffassung in mei- 
nem preussischen Staatsrechte B. II. § 264 weiter vertreten. Am schla- 
gendsten ist sie aber von Hänel in den Annalen des deutschen Reiches 
(187 7 S. 91) ausgeführt, wo er nach weist, »dass es unrichtig und unlo- 
gisch ist, die Gesammtheit der Regierungen der Einzelstaaten als aus- 
schliessliche Trägerin der Reichssouveränetät zu betrachten und aus dieser 
Gesammtheit nur ad hoc eine neue juristische Person zu machen.« Wenn 
man das Reich als selbständiges Rechtssubjekt und damit als Inhaber der 
Reichsgewalt mit Fug und Recht betrachtet, so bedarf es zur Bethätigung 
derselben nur Organe, welche für das Reich wollen und handeln. Dies 
sind aber die durch die Verfassung berufenen Organe, Kaiser und Bun- 
desrath. Beide leiten ihre Befugnisse unmittelbar aus der Natur des 
Reichs als organischen Gemeinwesens, d. h. konkret ausgedrückt aus der 
Reichsverfassung ab. Es ist durchaus überflüssig und sinnverwirrend, 
zwischen das Reich als Rechtssubjekt und seine Organe noch als vermit- 
telndes Glied »die Gesammtheit der verbündeten Regierungen« einzuschie- 
ben, welche bereits als Substrat (wenn auch nicht als alleiniges) der juri- 
stischen Person des Reiches in Betracht kommen, darin aber auch gerade 
in dem Organe des Bundesrathes ihre verfassungsmässige Vertretung 
finden. 

Ebensowenig aber dürfen wir den Kaiser als Monarchen im Sinne 
des deutsch-konstitutionellen Staatsrechtes betrachten, welcher nach dem 
Wortlaute der Verfassungen der Einzelstaaten die gesammte Staatsgewalt 
in seiner Hand vereinigt und nur bei der Ausübung derselben an die Mit- 
wirkung der Volksvertretung gebunden ist (§ 82 S. 185). Eine solche 
Koncentration der Staatsgewalt findet im deutschen Reiche nicht statt, 
der Kaiser theilt sie vielmehr mit einem zweiten Organe , dem Bundes- 
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rathe. Der heutige deutsche Kaiser ist Monarch ganz in 
demSinne, wie der Kaiser des altern deutschen Reiches 
es war. Gerade in diesem Hauptpunkte findet eine überraschende Ana- 
logie zwischen dem alten und dem neuen deutschen Reiche statt. Die 
Souveränetät des Reiches steht heute bei Kaiser und Bundesrath, wie 
einst »bei Kaiser und Reich«, d. h. dem Reichstage von ehemals, wel- 
chem in der Theorie, wie officiell, ein wirkliches co-imperium, ein con- 
dominium an der Reichssou veränetät zugeschrieben wurde. Der Kaiser 
ist heutzutage in demselben Sinne Reichsoberhaupt, wie der Kai- 
ser von ehedem , indem er zwar , wie dieser , die Souveränetät mit einem 
zweiten Organ theilt, dennoch aber als oberstes Organ dasteht, indem 
nur er den zweiten Faktor, den Bundesrath, wie einst der Kaiser von 
ehemals den Reichstag in Bewegung setzen, geschäftlich lenken und lei- 
ten kann. Das deutsche Reich ist keine Monarchie im strengen Schul- 
begriffe des deutschen Staatsrechts, aber in seiner Verfassung liegt ein 
starkes monarchisches Element, was nicht verkannt werden darf 
und mit der ganzen geschichtlichen Entwickelung Deutschlands zusam- 
menhängt. »Der Ausdruck für die monarchische Tradition Deutschlands 
in unserer Verfassung liegt im Kaiser.« (Hänel im Reichstage von 
1882, Stenogr. Ber. S. 780) . Man hat logischer Weise nur die Wahl, den 
Kaiser als Reichsbeamten, als Beauftragten einer über ihm stehenden Po- 
tenz, »alsDelegirten der verbündeten Regierungen« oder als selbständiges 
Organ der Reichsgewalt zu betrachten, welcher seine reichsoberhauptliche 
Stellung unmittelbar aus der Reichsverfassung ableitet und zu eigenem 
Rechte besitzt und ausübt. Tertium non datur. Nur die letztere Auffas- 
sung entspricht dem Geiste der Reichsverfassung und der Würde des 
nationalen Kaiserthums. 
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Von den einzelnen Organen und Funktionen des deutschen Reiches. 

Erste Abteilung. 

Von den Organen des deutschen Reiches. 

Erstes Kapitel. 

Der Kaiser 1 . 

§ 253. 

I. Staatsrechtlicher Charakter des heutigen deutschen 
Kaiserthums. 

Die Verfassung des norddeutschen Bundes unterschied sich da- 
durch von der Verfassung der übrigen Bundesstaaten, dass sie dem 
hei weitem mächtigsten Bundesgliede, dem Könige von Preussen, 
die wichtigsten Befugnisse der neubegriindeten Centralgewalt über- 
trug. Man improvisirte nicht eine neue, in der Luft schwebende 
Centralgewalt, sondern knüpfte dieselbe an die bereits vorhandene 
Staatsmacht Preussens an. Das thatsächlich bestehende Ueberge- 
wicht Preussens wurde staatsrechtlich anerkannt und festgestellt. 
(Meine Einl. S. 432.) Die so dem Könige von Preussen verfas- 
sungsmässig übertragenen Rechte wurden aber nicht durch einen 
einheitlichen Titel zusammengefasst; seine schon damals oberhaupt- 
liche Stellung verbarg sich bescheiden hinter wenig sagenden Be- 
zeichnungen. Die meisten Befugnisse standen ihm als Träger des 
Bundespräsidiums zu. Dahin gehörte die völkerrechtliche Ver- 

1 Laband a. a. O. §§ 24 — 26. G. Meyer, Lehrb. § 127. Seydel, Kom- 
ment. S. 28 ff. 102 ff. von Mohl, S. 280 ff. v. Rönne, B. L §§ 25 — 27. Zorn, 
§ 10. S. 160 ff. 

H. Schulz«, Deutsches Staatsrecht. II. 3 
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tretung des Bundes, die Berufung, Eröflhung, Vertagung und Sclilies- 
sung des Bundesrathes und des Reichstages, die Ausfertigung und 
Verkündigung der Bundesgesetze , die Ernennung und Entlassung 
des Bundeskanzlers und der Bundesbeamten, die Oberaufsicht über 
alle Zweige der Bundesverwaltung. Auch mit dieser Benennung 
knüpfte man an einen gewohnten Namen an, an das Präsidium 
Oesterreichs im ehemaligen deutschen Bunde , aber hier nur dem 
Namen nach; denn welcher Unterschied zwischen jenem Präsi- 
dium, welches Oesterreich bis zum Jahre 1866 in der Bundesver- 
sammlung (nicht im Bunde) geübt und welches »keineswegs eine 
Direktorialgewalt oder ein materielles politisches Vorrecht bedeutete, 
sondern lediglich die formelle Leitung der Geschäfte betraf« (S. 97), 
und diesen wahrhaft oberhauptliehen und obrigkeitlichen Machtbe- 
fugnissen des Königs von Preussen, womit die norddeutsche Bundes- 
verfassung ihn ausgestattet hatte. Während die civil en Befugnisse 
der Centralgewalt der Krone Preussen unter dem Namen des Bun- 
despräsidiums übertragen wurden, überwies die Verfassung die mili- 
tärischen in ebenso ausgiebiger Weise dem Könige von Preussen, 
als Bundesfeldherrn. Dieser hatte den Oberbefehl über die ge- 
summte Bundesarmee in Krieg und Frieden, die Oberaufsicht über 
die Vollzähligkeit und Kriegstüchtigkeit aller Trupp entheile , die 
Bestimmung des Präsenzstandes und der Gliederung der Kontin- 
gente, die Befugniss innerhalb des Bundesgebiets Festungen anzu- 
legen, die Mitglieder des Bundesrathsausschusses für das Landheer 
und die Festungen zu ernennen u. s. w. Der König von Preus- 
sen endlich hatte den Oberbefehl über die Kriegsmarine und die 
Bestimmung über die Organisation und Zusammensetzung dersel- 
ben '. Unter diesen drei Bezeichnungen kommen in der Verfassung 
des norddeutschen Bundes die in der Hand des Königs von Preussen 
vereinigten Machtbefugnisse der Centralgewalt vor. Der Inhaber 
des Bundespräsidiums, der Bundesfeldherr und der Oberbefelils- 



• «Angesichts dieser Zusammenstellung (sagte der Abg. L a s k e r im konsti- 
tuirenden Reichstage von 1867, Stenogr. Ber. S. 366) müssen Sie gestehen, dass 
das Präsidium zu einer recht kräftigen Exekutive konstituirt ist. Unter welchem 
Namen es auch konstituirt sein mag, wenn auch der bescheidene Name eines 
BundespräBidiums oder Bundesfeldherrn gewählt ist , so glaube ich , dass Macht 
und Wesenheit eines wahrhaft monarchisch kaiserlichen Oberhauptes 
dem Bundespräsidium bereits gegeben ist. Für mich ist es keine Frage , welche 
in erster Linie intcressirt, welcher Titel dem Bundespräsidium beigelegt werden 
soll, aber die Substanz und Macht eines kaiserlichen Oberhauptes 
hat der Bundespräsident schon gegenwärtig.“ 
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haber der Marine war dieselbe Person, nämlich der König von 
Preussen. Obgleich man von Anfang den König von Preussen öfter 
als Bundesoberhaupt bezeichnete, so ist doch dieser Ausdruck 
gesetzlich zuerst im Strafgesetzbuche des norddeutschen Bundes 
Artikel 80. 94 und 95 angewendet worden, indem dem Könige von 
Preussen, als »B u n d e s o b e r h a u p t», ein ausgezeichneter strafrecht- 
licher Schutz beigelegt wurde. Der Anstoss zur Wiederemeuerung 
der Bezeichnung »Kaiser und Reich« ging vom König Ludwig II. von 
Bayern aus, welcher den König von Preussen im Namen der verbün- 
deten Fürsten aufforderte »zur Wiederherstellung des deutschen 
Reiches und der deutschen Kaiserwürde« (S. 173). Nachdem sich 
sämmtliche Fürsten und freie Städte dem Anträge angeschlossen 
hatten , erfolgte die Einwilligung des Königs von Preussen dahin, 
»dass vorläufig ein dahin gehender Gesetzentwurf dem norddeut- 
schen Reichstag vorgelegt werde«, was am 9.December 1870 geschah. 
Am folgenden Tage bereits wurde dieser Entwurf vom norddeut- 
schen Reichstag angenommen. Vorläufig wurde der Kaisertitel nur 
an einer Stelle der Verfassung, nämlich in Artikel 11 Absatz 1 ein- 
gefügt, welcher nun lautet: »Das Präsidium des Bundes steht dem 
Könige von Preussen zu, welcher den Namen Deutscher Kaiser 
führt.« Mit der ins Leben getretenen Reichsverfassung 
am 1. Januar 1871 war der König von Preussen bereits 
von Rechtswegen deutscher Kaiser. Am 18. Januar 1871 
erfolgte zu Versailles erst die feierliche Proklamation der Kaiser- 
würde, worin der neue Kaiser erklärte: »Nachdem die deutschen Für- 
sten und freien Städte den einmüthigen Ruf an Uns gerichtet haben, 
die seit mehr als sechzig Jahren ruhende deutsche Kai- 
serwürde zu erneuern und zu übernehmen, und nachdem in der 
Verfassung des deutschen Bundes die entsprechenden Bestimmun- 
gen vorgesehen sind, bekunden Wir hiermit, dass Wir es als eine 
Pflicht gegen das gemeinsame Vaterland betrachtet haben , diesem 
Rufe der verbündeten Fürsten und Städte Folge zu leisten und die 
deutsche Kaiserwürde anzunehmen.« Die jetzt geltende Redaktion 
der Reichsverfassung vom 16. April 1871 hat sowohl bei den Be- 
stimmungen über das Reichskriegswesen, als bei denjenigen über 
die Kriegsmarine die Bezeichnung: »Kaiser« konsequent durchge- 
führt. Der »Bundesfeldherr« ist durchweg verschwunden. Dagegen 
hat die jetzige Redaktion der Reichsverfassung noch an mehreren 
Stellen, Artikel 5 Absatz 2, Artikel 7 Absatz 2 und 3, Artikel 8 Ab- 
satz 1 und Artikel 37 den Ausdruck »Präsidium« beibehalten, weil 

3 * 
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es sich hier nicht um das Bundespräsidium, sondern um das Präsi- 
dium im Bundesrath, das Bundes rathspräsidium handelt (Hänel, 
Organis. Entwickelung S. 29 gegen Laband). Eine neue staats- 
rechtliche Institution ist durch die Annahme der Kai- 
serwürde nicht geschaffen. In dem Schreiben des Königs von 
Bayern wurde ausdrücklich ausgesprochen, »dass die dem Bundes- 
präsidium nach der Verfassung zustehenden Rechte, durch Wieder- 
herstellung eines deutschen Reiches und der deutschen Kaiser- 
würde, als Rechte bezeichnet werden sollten, welche, im Namen des 
gesammten deutschen Vaterlandes, auf Grund der Einigung seiner 
Fürsten, ausgeübt werden.« Aus den Erklärungen, welche bei Ueber- 
tragung und Annahme der Kaiserwürde stattfanden, aus den parla- 
mentarischen Verhandlungen bei der Redaktion der jetzigen Reichs- 
verfassung, aus dem Artikel 1 1 Absatz 1 derselben geht hervor, dass 
man das Kaiserthum und das bisherige Bundespräsidium als iden- 
tische Institution betrachtete. Nur muss man hinzufügen, dass 
erst durch Annahme bez. Wiederherstellung der Kaiserwürde der 
reichsoberhauptliche Charakter, welcher schon in der nord- 
deutschen Bundesverfassung dem Könige von Preussen zustand, 
zum adäquaten Ausdruck gelangt ist. 

In allen Erklärungen und Aktenstücken wurde die Errichtung 
des Kaiser thums als eine Wiederherstellung der älteren Kaiser- 
würde, als eine »Erneuerung der seit mehr als sechzig Jah- 
ren ruhenden Kaiserwürde« bezeichnet. So gewichtige Worte 
von höchster Stelle darf man nicht bloss als gleichgültige Redens- 
arten behandeln. Eine unmittelbare staatsrechtliche Kontinuität 
zwischen dem alten und dem neuen Reiche ist allerdings ebenso- 
wenig anzunehmen, wie zwischen der alten und der neuen Kaiser- 
würde. Die Zeit von 1806 bis 1871 ist nicht bloss ein einfaches 
Interregnum gewesen. Die Verschiedenheit zwischen den beiden 
Kaiserwürden springt klar in die Augen. Die alte Kaiserkrone war, 
wenigstens seit dem 13. Jahrhundert, eine reine Wahlkrone, die 
neue ist untrennbar mit der preussischen Königskrone verbunden 
und damit wenigstens indirekt für erblich erklärt; die alte hatte 
wenigstens nominell einen kosmopolitischen und kirchlichen Cha- 
rakter, die neue ist rein national ohne jeden Anspruch auf Ober- 
herrschaft über andere Völker, ebenso ist sie rein weltlich ohne 
allen Zusammenhang mit der römischen Kirche. Dennoch ist ein 
enger geschichtlicher Zusammenhang zwischen beiden Würden 
nicht zu verkennen. Ohne die grossen Erinnerungen, welche sich 
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an unsere mittelaltrige Kaisergeschichte knüpfen, wäre die Aufrich- 
tung eines deutschen Kaiserthums nicht möglich gewesen. Man 
wollte mit der »Wiederherstellung« ausdrücken, dass man nicht 
etwas Neues schaffen, sondern an altehrwürdige Ueberlieferungen 
in zeitgemässer Umgestaltung anknüpfen wollte. Es ist dies symbo- 
lisch durch die Wiederannahme der Kaiserkrone Karl’s des Grossen 
ausgedrückt. Die Krone des deutschen Kaisers ist und bleibt nach 
ihrer völkerrechtlichen Würde die älteste in Europa, wenn die 
jetzigen Kaiser auch weit davon entfernt sind , eitle Präcedenzan- 
sprüche vor anderen Kronen darauf zu gründen ’. Aber auch un- 
verkennbare staatsrechtliche Analogien lassen sich, trotz der oben 
erwähnten Verschiedenheiten, zwischen dem Kaiserthum von heute 
und dem von ehemals nachweisen. Der deutsche Kaiser ist ebenso, 
wie der von ehedem, Oberhaupt eines zusammengesetzten Staats- 
körpers; unter ihm stehen Staaten der verschiedensten Art und 
Grösse, damals, wie heute, selbst solche mit königlichen Ehren. 
Der Kaiser von heute ist, wie der von ehemals, nicht Monarch in 
dem Sinne, dass er die gesammte Staatsgewalt in seiner Hand ver- 
einigt, sondern er theilt sie mit einem andern Körper, jetzt mit dem 
Bundesrathe, damals mit dem Reichstage; aber er ist auch nicht 
bloss Präsident oder Direktor eines Staatenbundes, sondern unver- 
antwortlicher Mitträger der Souveränetät und zwar an 
oberster Stelle, also Oberhaupt des Reiches. Hätte man dieses mo- 
narchische Element in der Stellung des Reichsoberhauptes nicht 
zum Ausdruck bringen wollen, so hätte man logischer Weise nie 
einen Titel für dasselbe wählen können, welcher zu allen Zeiten 
nur Monarchen beigelegt worden ist. 

Darnach ergiebt sich folgende staatsrechtliche Stellung des Kai- 
serthums im Organismus des deutschen Bundesstaates: 

1) Der Kaiser ist unmittelbares und selbständiges Organ der 
Staatsgewalt, deren Subjekt das Reich seihst als staatsrechtliche 
Persönlichkeit ist. Er ist mit und neben dem Bundesrath Träger 
der Souveränetät. Er leitet sein Recht unmittelbar aus der Reichs- 
verfassung her, erhandelt »im Namen des Reiches«, d. h. als 
unmittelbares Organ der juristischen Persönlichkeit desselben. Diese 
selbständige Stellung des Kaiserthums, welche jeden Gedanken 
einer blossen Delegation ausschliesst, bezeichnet die richtig verstan- 



1 H. Schulze, Haugges. B. III. Zollern VI. Die deutschen Kaiser aus 
dem Hause Zollern S. 628 ff. 
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dene Formel »von Gottes Gnaden« (S. 194), welche sich kein 
noch so hoch stehender republikanischer Magistrat, kein Mandatar 
einer andern Macht beilegen kann. Mit dieser selbständigen Stel- 
lung des Kaisers hängt auch seine allgemein anerkannte Un Ver- 
antwortlichkeit zusammen, welche durch die V erantwortlichkeit 
des Reichskanzlers gedeckt wird. In d i e s e r Beziehung steht er ganz 
wie ein konstitutioneller Monarch in einem deutschen Einzelstaat 
da (S. 187 ff. § 83). In gleicher Weise geniesst er einen erhöhten 
Rechtsschutz im ganzen Reichsgebiet. Er ist darin dem Landes- 
herrn des eignen Staates völlig gleichgestellt. Hochverrath und 
Majestätsbeleidigung sind aber nur gegen ein monarchisches 
Staatsoberhaupt denkbar. 

2) Die deutsche Kaiserkrone ist untrennbar mit 
der preussischen Königskrone verbunden. Es ist dies 
nicht bloss eine zufällige Personalunion , wie sie ehedem zwischen 
der Kaiserkrone und den vielen Erbkronen des Hauses Oesterreich 
(von 1804 — 1806 auch zwischen der deutschen und der neuen öster- 
reichischen Kaiserkrone) stattfand, sondern eine verfassungs- 
mässige Realunion der deutschen und der preussi- 
schen Krone. Auf eine solche ist die ganze Reichsverfassung 
angelegt. Die Kaiserwiirde mit allen ihren Attributen wäre ein eitler 
Schemen, wenn sie sich nicht durchweg auf die reale Macht des 
preussischen Staates stützte, wenn der König von Preussen nicht mit 
seinen Machtmitteln stets dem deutschen Kaiser zu Hülfe kommen 
könnte. In wichtigen Beziehungen stützt sich der Kaiser auf die 
Befugnisse, welche dem Könige von Preussen als Bundesglied 
zustehen. Ohne die 1 7 Stimmen , welche Preussen im Bundesrathe 
hat, wäre die Stellung des Kaisers unhaltbar. Der preussische Staat 
ist nicht bloss ein einfacher Mitgliedstaat, sondern der Hegemonie- 
staat des deutschen Reiches. Es ist ein Recht des preussi- 
schen Staates, dass sein König stets zugleich deutscher 
Kaiser sei. Obgleich die deutsche Kaiserwürde im Gegensatz der 
früheren Wahlkrone erblich ist, so enthält die deutsche Reichsver- 
fassung doch kein Wort über die Thronfolge, was sonst in keiner 
Verfassung einer Erbmonarchie fehlen darf. Es ist dies aber keine 
Lücke der Reichsverfassung, sondern eine nothwendige Konsequenz 
der Stellung der deutschen Kaiserkrone zur preussischen Königs- 
krone. Wer preussischer König ist, ist von Rechts- 
wegen deutscherKaiser. Die Bestimmungen der preussischen 
Verfassung über die Thronfolge sind daher auch maassgebend für die 
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Succession in die . Kaiserwürde ; sie sind nicht Reichsrecht gewor- 
den, sondern preussisches Staatsrecht gebliehen, haben aber eine 
mittelbare Einwirkung auf die Thronbesetzung im deutschen Reiche. 
Nach Artikel 53 gilt in Preussen die agnatische Li- 
nealfolge nach dem Rechte der Erstgeburt. Es steht 
aber kein Hinderniss entgegen in Preussen, wie in andern deutschen 
Staaten, durch ein verfassungsändemdes Gesetz die subsidiäre kog- 
natische Thronfolge einzuführen. Das Reich brauchte zu einer der- 
artigen Veränderung der preussischen Verfassung seine Zustimmung 
nicht zu geben ; es genügte die Uebereinstimmung der preussischen 
Krone und der beiden Häuser des Landtages. Es würde in einem 
solchen Falle sogar eine auf den preussischen Thron berufene Kö- 
nigin von Rechtswegen regierende deutsche Kaiserin werden 
Hausgesetze B. IH. S. 630). 

Ein Reiehsvikariat, wie es zu Zeiten des älteren deutschen 
Reiches bestand , ist dem neuen deutschen Reiche fremd , weil bei 
ihm nie, wie bei einem Wahlreiche, eine Erledigung der Kaiser- 
würde stattfinden kann, welche mit der preussischen Krone im 
Augenblicke des Dahinscheidens des Kaisers auf den Thronfolger 
übergeht. Der Kaiser stirbt nicht. Dagegen kann der Fall 
Vorkommen, dass der Kaiser regierungsunfähig ist oder wird, und 
zwar wegen mangelnder Altersreife oder aus andern Gründen. In 
solchen Fällen hat eine Regentschaft einzutreten. Auch über 
diese verfügt die Reichsverfassung nichts; sie muss ebensogut wie 
die Thronfolge nach preussischem Staatsrechte beurtheilt werden. 
Der preussische Regent ist von Rechtswegen deutscher 
Reichsver weser, wie wir schon im preussischen Staatsrechte 
B. II S. 795 näher ausgeführt haben. Nach richtigen staatsrecht- 
lichen Grundsätzen ist der Regent in Preussen interimistisches 
Staatsoberhaupt und übt ohne Ausnahme die volle preussische 
Staatsgewalt aus. Gerade weil diese als die untrennbare Grundlage 
der deutschen Kaiserwürde gedacht ist , muss auch der preussische 
Regent von Rechtswegen interimistisches deutsches Staatsober- 
haupt sein, solange die Verhinderung des zum Throne berufenen 
Monarchen dauert. Dem Regenten geht von den kaiserlichen Be- 
fugnissen nichts ab, als der Kaiser titel, welchen der zur Aus- 
übung der Regierungsrechte unfähige, auf den Thron berufene Agnat 
in Verbindung mit dem preussischen Königstitel zu führen hat. Es 
ist ebenfalls keine Lücke , kein Uebersehen der Reichsverfassung, 
dass sie keine Bestimmungen über Minderjährigkeit, Regierungs- 
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Unfähigkeit und Regentschaft aufgenommen hat, sondern eine noth- 
wendige Konsequenz ihrer ganzen staatsrechtlichen Struktur. Würde 
sie eine, nur irgendwie von der preussischen Verfassung abweichende 
Bestimmung enthalten, so wäre es möglich, dass eine andere Person 
in Preussen zur Regentschaft gelangen könnte, wie im deutschen 
Reiche, wodurch der Grundgedanke der ganzen Reichsverfassung, 
die untrennbare Verbindung der preussischen Staatsgewalt mit den 
Befugnissen des Reichsoberhauptes, wenigstens für eine Zeitlang in 
Frage gestellt werden könnte. Es ist nicht eine Zurücksetzung 
des Bundesrathes und des Reichstages , dass der preussische Land- 
tag über die Einsetzung einer Regentschaft in vereinigter Sitzung 
zu entscheiden hat, dass in Ermangelung eines successionsfähigen 
Agnaten der preussische Landtag den Regenten zu wählen hat, 
wenn nicht vorher ein preussisches Gesetz Vorsorge getroffen 
hat, dass das preussische Ministerium die Regierung weiter zu führen 
hat. bis der Regent den Verfassungseid geschworen hat, sondern 
eine unabweisbare Konsequenz des oben festgestellten Fundamen- 
talsatzes, dass die deutsche Kaiserwürde untrennbar mit der preussi- 
schen Königskrone verbunden ist. 1 Auch genügt der Verfassungseid 
des Regenten im preussischen Landtage. Als deutscher Reichsver- 
weser hat er ebensowenig einen solchen zu schwören, wie der Kaiser 
selbst. 

Aber nur über den Erwerb der Kaiserwürde entscheidet das 
preussische Staatsrecht, nicht über die Befugnisse derselben. Das 
Kaiserthum, als solches, ist keine preussische, son- 
dern eine reichsrechtliche Institution. Die Regierungs- 
rechte des Kaisers werden lediglich durch die Reichsverfassung und 
die Reichsgesetze bestimmt. Ihre Darstellung gehört daher in das 
Staatsreeht des deutschen Reiches. Wir unterscheiden persönliche 
Rechte des Kaisers und eigentliche Regierungsrechte des- 
selben. 



' A. M. sind v. Rönne, Staatsr. des deutschen Reiches §26 S. 226, v.Mohl, 
Reichsstaatsr. S. 284. Die richtige Ansicht ist vertreten von Sey del in seinem 
Kommentar S. 114, von Laband, Reichsstaatsr. S. 217, von Held a.a.O. S. 93 
bis 96, von Thudichumin HoltzendorfTs Jahrb. B. I S. 25 Nr. 1, besonders von 
A. v. Kirchenheim, Die Regentschaft 1880. § 14: Die Regentschaft im 
deutschen Reiche. 
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§ 254 . 

II. Persönliche Hechte des Kaisers. 

Dieselben beziehen sich theils auf die reale persönliche Rechts- 
stellung des Kaisers, theils sind es blosse Ehrenrechte. Zu der ersten 
Klasse gehören die schon oben erörterte Unverantwortlichkeit und 
der erhöhte strafrechtliche Rechtsschutz. Zu der zweiten Klasse, 
den Ehrenrechten, gehören: 

1) Der Kaisertitel. Obgleich derselbe officiell als »Wie- 
derherstellung« des älteren Kaisertitels angesehen wird, so ist er doch 
wesentlich verändert. Es ist daraus alles weggelassen, was auf do- 
minium mundi, Oberherrschaft über andere Völker hindeutet. Alle 
Anklänge an das römische Kaiserthum sind verschwunden. Der 
römische Kaiser ist ein deutscher Kaiser geworden, wie er dies 
längst in der Volksanschauung gewesen war. wie sich der Kaiser in 
der letzten Zeit des Reiches schon öfter als Empereur d’Allemagne 
bezeichnete, z. B. im Liineviller und Pressburger Frieden. Man hat 
den andern möglichen Titelformen, wie »Kaiser der Deutschen« oder 
»Kaiser von Deutschland« die Bezeichnung »DeutscherKaiser« vor- 
gezogen, ohne dass daraus irgendwie staatsrechtliche Konsequenzen 
gezogen werden dürfen, welche die Bedeutung des neuen deutschen 
Kaiserthums abschwächen. Der deutsche Kaiser ist unzweifelhaft 
auch Kaiser der Deutschen, indem er über alle Deutschen un- 
mittelbare Hoheitsrechte ausübt. Ebensowenig darf man ihm, inner- 
halb der Kompetenz des Reiches, die Gebietshoheit über das gesammte 
Reichsgebiet absprechen (wobei allerdings die Gebietshoheit der 
einzelnen Fürsten innerhalb des Gebietes und der Zuständigkeit der 
Einzelstaaten fortbesteht), er ist also in diesem Sinne auch »Kaiser 
von Deutschland«. Hätte man bei der Wahl des Titels »deut- 
scher Kaiser« die Absicht gehabt, den Kaisertitel von andern mo- 
narchischen Titeln zu unterscheiden, so würde man nicht im diplo- 
matischen Sprachgebrauch officiell den »Empereur d’Allemagne« 
haben einführen dürfen, sondern hätte »Empereur germanique« 
sagen müssen. Der deutsche Kaisertitel ist nicht, wie Laband an- 
nimmt, ein blosser Amtstitel, wie ihn der Präsident einer Republik, 
als höchster Beamter führt, sondern ein anderen monarchischen 
Titeln gleichwerthiger obrigkeitlicher Titel. 

Der Kaisertitel wird gebraucht in allen Beziehungen und An- 
gelegenheiten des deutschen Reiches, dagegen nicht, wenn der 
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Kaiser lediglich als König von Preussen auftritt, z. B. bei Erlass 
preussischer Staatsgesetze, königlicher Verordnungen für Preussen, 
Bestallungsurkunden preussischer Beamter u. s. w. Es entspricht 
dieser Gebrauch der strengen Scheidung preussischer und Reichs- 
angelegenheiten. Uebrigens würde staatsrechtlich nichts entgegen- 
stehen, wenn man den Kaisertitel auch bei allen rein preussischen 
Staatsakten mit dem Königstitel verbinden wollte, da nach einer 
allgemeinen Staatspraxis, selbst bei blosser Personalunion verschie- 
dener Kronen, immer auch der höhere Titel mitgebraucht zu werden 
pflegt (so einst von dem Kurfürsten von Hannover der grossbritan- 
nische Königstitel n. s. w.) . 

2} Die Erblichkeit der Kaiserwürde wird dadurch ausgespro- 
chen, dass der Kronprinz von Preussen den Titel »Kronprinz des 
deutschen Reiches« und das Prädikat »Kaiserliche Hoheit« führt, 
neben welchen Bezeichnungen die Benennungen »Kronprinz von 
Preussen« und »Königliche Hoheit« beibehalten werden. (A. h. Er- 
lass vom 18. Januar 1871). 

3) Auch die nach Maassgabe der Verfassung und Gesetze vom 
Kaiser ernannten Behörden und Beamten sind als Kaiserliche 
zu bezeichnen. Allerhöchster Erlass vom 3. August 1871 (Reichs- 
gesetzblatt 1871 S. 318). Ebenso können das Prädikat »Kaiserlich« 
die in der kaiserlichen Hofhaltung angestellten Privatbeamten, 
Diener, Hoflieferanten und dergleichen Personen führen. Dagegen 
werden die preussischen Staatsbehörden nicht als kaiserliche, son- 
dern nur als königliche bezeichnet. 

4) Der Kaiser führt die Kaiserkrone , das kaiserliche Wappen 
und die kaiserliche Standarte. Diese Insignien sind festgestellt 
durch den obenerwähnten Allerhöchsten Erlass vom 3. August 1871 
(Reichsgesetzblatt 1871 S. 381 mit Berichtigung S. 458)'. 

5) Der Kaiser ist befugt, die Titel der Reichsbeamten zu be- 
stimmen ; ja, er hat sogar denselben Titel ertheilt, welche nicht mit 
einem Amte verbunden sind, so besonders den Titel eines kaiser- 
lichen wirklichen Geheimen Raths mit dem Prädikat »Excellenz«. 
Dagegen hat der Kaiser bis jetzt noch nie eine Verleihung von 
Orden und Adelstiteln vorgenommen, sondern dergleichen Aus- 
zeichnungen lediglich als König von Preussen ertheilt. Es giebt 
weder einen kaiserlich deutschen Orden , noch einen neu kreirten 
deutschen Reichsadel. Selbst der gegenwärtige Reichskanzler ist 

1 Graf Stillfried- Aleantara, Die Attributedes deutschen Reiches. Ab- 
gebildet, beschrieben und erläutert. Mit 16 Tafeln. Berlin 1874. 
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nicht vom Kaiser, sondern vom König von Preussen zum Fürsten 
erhoben worden 1 . Ebenso hat der deutsche Kaiser keinen beson- 
dem kaiserlichen Hofstaat. Die Verrichtungen eines solchen wer- 
den vom preussischen Hofstaate mitbesorgt. 

Pekuniäre Bezüge sind mit der Kaiserwürde nicht verbun- 
den. Der Kaiser hat von Reichswegen weder eine Civilliste , noch 
eine Krondotation, noch den Genuss von Domänen. Auch in dieser 
Beziehung lebt der deutsche Kaiser vom Könige von Preussen , wie 
auch der ehemalige deutsche Kaiser in den letzten Jahrhunderten 
auf seine erbländischen Revenüen angewiesen war. 

§ 255 . 

m. Eigentliche Regierungsrechte des Kaisers. 

Dieselben werden in der Reichsverfassung nirgends systematisch 
zusammengestellt ; sie sind vielmehr nur aus den einzelnen zerstreu- 
ten Artikeln der Reichsverfassung und den einschlagenden Bestim- 
mungen der Reichsgesetze, wie aus der staatsrechtlichen Natur des 
Kaiserthums, abzuleiten. Es kann deshalb auch nicht Aufgabe der 
Wissenschaft sein, einen erschöpfenden Katalog der kaiserlichen 
Regierungsrechte aufzustellen. Eingehend können die einzelnen 
Regierungsrechte nur bei Besprechung der einzelnen Funktionen 
der Reichsgewalt erörtert werden, so die völkerrechtliche Vertre- 
tung unter der Rubrik der auswärtigen Angelegenheiten, der mili- 
tärische Oberbefehl bei der Darstellung des Militärrechtes u. s. w. 
Hier kommt es nur darauf an, die wichtigsten Befugnisse soweit 
kurz zu charakterisiren, dass die staatsrechtliche Stellung des Kai- 
serthums im Gesammtorganismus des Reiches zum klaren Aus- 
drucke gelangt. 

1) Dem Kaiser liegt die völkerrechtliche Vertretung 
des Reiches ob. Er ist der ausschliessliche Repräsentant dessel- 
ben anderen Staaten gegenüber im internationalen Verkehre. Ar- 
tikel 1 1 Absatz 1 der Reichsverfassung sagt: »Der Kaiser hat das 
Reich völkerrechtlich zu vertreten, im Namen des Reiches 
Krieg zu erklären und Frieden zu schliessen, Bündnisse und andere 
Verträge mit fremden Staaten einzugehen*. 

1 Sollte man es angemessen finden, das über alle übrigen Beamtenstellungen 
erhabene Amt des Reichskanzlers auch äusserlich dadurch auszuzeichnen, dass 
man den Titel eines Für st en-R eich sk an zlers mit dem Prädikat »Durchlaucht 
zum bleibenden Amtstitel machen würde, so würde eine solche Auszeichnung des 
höchsten Reichsamtes lediglich durch kaiserliche Verfügung erfolgen können. 
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Freilich ist diese Befugniss keine unbeschränkte. Der Kaiser 
ist bei gewissen Akten der auswärtigen Repräsentativgewalt an die 
Zustimmung des Bundesrathes und des Reichstages oder des Bun- 
desrathes allein gebunden. Aber dadurch wird an dem Verhältnisse 
nichts geändert, dass der Kaiser alleiniger Repräsentant des Rei- 
ches anderen Staaten gegenüber ist. Eine solche Stellvertretungs- 
befugniss kann sich w r eder der Bundesrath allein , noch gemeinsam 
mit dem Reichstage, beilegen. Schon ein Versuch, dies in irgend 
einer Beziehung oder in irgend einem Falle zu tliun, wäre ein ver- 
fassungswidriger Eingriff in die kaiserliche Prärogative. So hat die 
Reichsverfassung auf dem Gebiete des völkerrechtlichen Verkehres 
die so dringend gebotene monarchische Zusammenfassung des 
Staatswillens zu einer einheitlichen Aktion in so vollkommener 
Weise verwirklicht, dass Deutschland mit einem Male aus ohnmäch- 
tiger Zersplitterung zur einflussreichsten Grossmacht Europas er- 
hoben worden ist. 

2) In den inneren Verhältnissen erscheint die kaiserliche 
Gewalt wesentlich als Ex ek utive, als Regierungsgewalt im 
engern Sinne, während die Befugnisse des Kaisers auf dem Gebiete 
der Gesetzgebung sehr eng begrenzt sind. Vor allem zeigt sich, wie 
bereits erwähnt, die wahrhaft reichsoberhauptliche Stellung des 
Kaisers darin, dass er es ist, welcher die Thätigkeit der übrigen 
Organe des Reiches, des Bundesrathes und des Reichstages allein 
in Bewegung setzen kann. Der Kaiser ist verfassungsmässig ver- 
pflichtet, Bundesrath und Reichstag zu gewissen Zeiten einzube- 
rufen, aber ein Zusammentreten und Wirken derselben ohne kaiser- 
liche Berufung wäre ebenfalls ein verfassungswidriger Eingriff in 
die kaiserlichen Befugnisse. Der Kaiser ist in Betreff der eigent- 
lichen sogenannten konstitutionellen Prärogative ganz so gestellt 
wie der Monarch in einem konstitutionellen Einheitsstaat, er ist 
»caput, initium et finis parliamenti«. Dem Kaiser liegt ferner die 
Aufsicht über die normale Ausführung der Reichsgesetze ob (Artikel 
17) ; die thatsächliche Abstellung der dabei Vorgefundenen Mängel 
kann nur von ihm ausgehen. Der Kaiser ernennt den Reichs- 
kanzler, den einzigen verantwortlichen Minister der Reichsregie- 
rung, wie er denselben auch jeder Zeit wieder entlassen kann. Da 
alle Regierungsakte durch den Reichskanzler gehen müssen, so 
steht dem Kaiser damit die oberste Leitung der ganzen 
Reichsregierung zu, indem der Reichskanzler durchaus von 
seinen Weisungen abhängig ist. Auch alle übrigen Reichsbeamten 
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